
 
Protokoll des Erfahrungsaustauschs der Landeskreditanstalten und  

-förderinstitute am 22. und 23. September 2016 in Münster 
 

 
 

1/22 



 
Protokoll des Erfahrungsaustauschs der Landeskreditanstalten und  

-förderinstitute am 22. und 23. September 2016 in Münster 
 

 
 

2/22 

 
Teilnehmer-/innen 

 
Investitionsbank Berlin 
Berlin 

Jana Bohse 
Patricia Genth 

  
Bremer Aufbau-Bank GmbH 
Bremen 

Anja Jakobsen 
Ulrike Reichow 

  
Sächsische Aufbaubank -Förderbank- 
Dresden 

Dr. Dominik Meister 
Gudrun Wojahn 

  
Thüringer Aufbaubank 
Erfurt 

Gerd Bauer 
Jens Michalke 
Kerstin Wiesel 

  
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 
Frankfurt/Main 

Sabine Kleinhans 
 

  
Hamburgische Investitions- und Förderbank  
Hamburg 

Hans-Hermann Gerke 

  
NBank 
Hannover 

Helge Beckmann 
Burkhard Böhme 

  
L-Bank Udo Rössing 
Karlsruhe Rüdiger Ruhnow 
  
Investitionsbank Schleswig-Holstein 
Kiel 

Volker Heick 
Manfred Morwinski 

  
Investitionsbank Sachsen-Anhalt 
Magdeburg 

Steffen Kapischka 
Susanne Reimann 

  
Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz 
Mainz 

Michael Back 
Ulrike Koch 

  
Bayerische Landesbodenkreditanstalt 
München 

Michael Voß 
Rainer Wimmer 

  
Investitionsbank des Landes Brandenburg 
Potsdam 

Simon Becker 
Stefan Otte 

  
Saarländische Investitionskreditbank AG Markus Allgayer 
Saarbrücken Michael Schmidt 
  
Landesförderinstitut Mecklenburg-Vorpommern 
Schwerin 

Ronald Walas 

  
  



 
Protokoll des Erfahrungsaustauschs der Landeskreditanstalten und  

-förderinstitute am 22. und 23. September 2016 in Münster 
 

 
 

3/22 
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Düsseldorf/Münster 

 
Jürgen Albracht 
Mareike Hülsmann 
Thorsten Nagel 
Nathalie Wilms 
Michael Wucherpfennig 
 
 
 
 

Tagesordnung 
 

 
0.   Schwerpunktthema: 

Verzahnung Erfahrungsaustausch und Dienstbesprechung der 
Vorstände/Protokollierung/Termin 

 
1. Schwerpunktthema: 

Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
 

1.1 Einführung: Erste Umsetzungserfahrungen und aktuelle Herausforderungen im 
Überblick 

1.2 Besprechung einzelner Detailaspekte 
1.2.1 Anforderungen aus der Umsetzung an die Qualifikation der Mitarbeiter 
1.2.2 Änderung der Bestimmungen für die Risikobetrachtung bei 

Neukreditvergaben für die Verbraucher 
1.2.3 Erfordernisse für eine Nachsteuerung/Präzisierung von Regelungen 
1.2.4 Nachfragerückgang bzw. höhere Ablehnungsquote für Darlehensanträge 

im Fördersegment wie auch bei der Vergabe von Eigenmitteln 
1.2.5 Erfahrungen mit/bei an der Finanzierung beteiligten (Vor-)Gläubigern 

nach Einführung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
1.2.6 Erste Erkenntnisse zum geplanten Wohnkreditregister 
1.2.7 Förderdarlehen und Zahlungsaufschübe für bestehende Darlehen mit 

einem Zinssatz von 0%  vor dem Hintergrund der §§ 514 und 515 BGB 
 

2. Abnahme der Förderprogramme für Mietwohnraum/Schwerpunkt EK-Verzinsung 
 

3. Soziale Wohnraumförderung in der Mietwohnungsbauförderung 
 

4. Projektentwickler und Bauträger als Fördernehmer in der Mietwohnungsbauförderung 
 

5. Ausgestaltung von Darlehen im Bereich der Eigentumsförderung 
 

6. Energieeffizienz in der Wohnraumförderung 
 

7. Übernahme notleidender Vorrangdarlehen 
 

8. Schuldhaftentlassungen unter Berücksichtigung der LHO 
 

9. Kostenmiete nach Modernisierung 
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10. Akzeptanz von per E-Mail oder per Fax eingegangenen Erklärungen 
 
11. Nutzung der SCHUFA 

 
12. Kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung 
 
13. Verzinsung des Erstattungsspruchs aus § 49a Abs. 3 Satz 1 VwVfG bei einem Widerruf 

des Zuwendungsbescheides nach einer Eröffnung des Insolvenzverfahrens (VG Berlin - 
Urt. V. 16.12.15 – Aktz. 26 K 453.13) 

 
14. Umsetzung EZB-Vorgaben „Analytical Credit Dataset“ - AnaCredit 

 
14.1 Update zum Umsetzungsstand 
14.2 Umgang anderer Förderbanken mit der Meldeverpflichtung zu Sicherheiten  
 speziell im Treuhandgeschäft 

 
15. Umsetzung von BCBS 239 (Basel Committee on Banking Supervision) 

 
16. Ablauforganisatorische Zentralisierung von Teilprozessen; hier: Erfahrungen andere r

 Förderinstitute aus vollzogener Aufgabenzentralisierung 
 

17. Vorstudie zu einer Zentralen Immobilien-Datenbank (ZIMDB) als gruppeninterne  
Lösung des DSGV, mögliches zusätzliches Interesse bei Förderbanken 

 
18. Öffentliches Vergabeverfahren 

 
19. Verschiedenes 

 
 
 
 
TOP 0 
Schwerpunktthema:  
Verzahnung Erfahrungsaustausch und Dienstbesprechung der 
Vorstände/Protokollierung/Termin 
 
Düsseldorf berichtet, in der letzten Dienstbesprechung der Vorstände ist eine engere 
Verzahnung des Erfahrungsaustausches und der Leitertagung beschlossen worden, die 
ebenfalls eine Anpassung des Sitzungskalenders des Erfahrungsaustausches zur Folge hat, 
da nunmehr je ein Bundesland Ausrichter beider Veranstaltungen sein soll. 
 
Die nächste Dienstbesprechung findet am 21. Oktober 2016 in Münster statt. Daher richtet 
die NRW.BANK ebenfalls den vorangehenden Erfahrungsaustausch aus statt der SAB, die 
turnusmäßig an der Reihe gewesen wäre. Aus dem laufenden Austausch sollen 2 – 3 
Themen identifiziert werden, die den Leiterinnen und Leitern in deren Sitzung vorgestellt 
werden. 
 
Vor dem Hintergrund, dass sich die Vorstände über Themen auf eher strategischer Ebene 
austauschen, der Erfahrungsaustausch jedoch deutlich operativer diskutiert, stellt sich die 
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grundsätzliche Frage nach der Umsetzungsart. Das Ergebnis dieses Austausches muss als 
Vorbereitung für die Leitertagung den Vorständen in aggregierter Form aufbereitet werden. 
 
Kiel bittet zu entschuldigen, aktuell keine Einladung zum nächsten Erfahrungsaustausch 
aussprechen zu können, da zunächst eine erneute Diskussion über das weitere Verfahren in 
der Leitertagung angestrebt wird. Ein örtlicher Gleichlauf von Erfahrungsaustausch und 
Dienstbesprechung wird als nicht erforderlich betrachtet, zumal dies bei einigen Instituten 
in personeller Hinsicht zu erheblichen Kapazitätsbelastungen und hohem logistischen 
Aufwand führt, der bei der angestrebten Doppellösung kaum zu stemmen ist. 
 
Im Laufe des Erfahrungsaustausches werden weitere, für die Leitertagung interessante 
Themen identifiziert, die Düsseldorf anschließend für eine Berichterstattung aufbereitet. 
 
Dresden erklärt sich bereit, eine Sachverhaltsbeschreibung über den Status Quo des 
Selbstverständnisses des Erfahrungsaustausches vorzubereiten.  
Weitere Ideen für die Leitertagung und den Erfahrungsaustausch im Sinne eines 
Themenspeichers könnten über die Plattform lakra.net gesammelt werden. 
 
Die Teilnehmer/-innen kommen überein, die Vorstände in den einzelnen Häusern für dieses 
Thema im Vorfeld der Leitertagung zu sensibilisieren und auf eine mögliche Entzerrung 
beider Veranstaltungen hinzuwirken. 
 
 
TOP 1  
Schwerpunktthema:  
Wohnimmobilienkreditrichtlinie (WIKR) 
 
TOP 1.1  
Einführung: Erste Umsetzungserfahrungen und aktuelle Herausforderungen im 
Überblick 
 
Düsseldorf stellt anhand der beigefügten Präsentation den aktuellen Stand nebst aktueller 
Presselage zur Wohnimmobilienkreditrichtlinie vor.  
 
München informiert, aktuell liegt eine Klage beim Bundesgerichtshof hinsichtlich der 
Auslegung eines Förderkredits vor, deren Ausgang auch grundsätzlichen Einfluss auf die 
Definition von Förderkrediten haben könnte. München wird über den Fortgang im 
nächsten Erfahrungsaustausch berichten. München erläutert weiter, zum ESIS-Merkblatt 
hat es – auch in diesem Kreis – vor dem Inkrafttreten des Gesetzes viele Überlegungen zu 
dessen Akzeptanz bei den Kunden gegeben. Im Ergebnis ist mitzuteilen, dass es keinerlei 
Kundenrückfragen bzw. -beschwerden gegeben hat.   
 
Frankfurt/Main führt aus, auch die WIBank hat zum ESIS-Merkblatt bisweilen keine Rück-
meldung von Kundenseite erhalten. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die ersten 
Kundenbeschwerden nach Ablauf der Zinsbindungsfrist erfolgen.  
 
Mainz und München teilen mit, dass die Sparkassen aufgrund der Haftungsrisiken aktuell 
sehr zurückhaltend am Markt agieren.  
 
Hinsichtlich der aktuellen Entwicklung des Fördergeschäfts führt Bremen aus, dass es 
einen Rückgang von Ablösungen gibt, der ggfs. auf die WIKR und dem damit 



 
Protokoll des Erfahrungsaustauschs der Landeskreditanstalten und  

-förderinstitute am 22. und 23. September 2016 in Münster 
 

 
 

6/22 

möglicherweise erschwerten Zugang von Verbrauchern zum Finanzierungsmarkt 
zurückzuführen ist. Diesen leichten Trend bestätigen zudem Kiel, Potsdam und 
Düsseldorf. Im Neugeschäft - sofern vorhanden - ist hingegen eine rückläufige Entwicklung 
noch nicht zu beobachten.  
 
Kiel führt weiter aus, dass sich im Gegenteil das Neugeschäft sogar sehr positiv entwickelt 
hat. Des Weiteren ist eine restriktivere Haltung von Bausparkassen am Markt beobachtbar. 
Dem gegenüber gibt es Banken, die eine Rückstellung für mögliche Klagen gebildet haben 
und die Kreditvergabe wie bisher durchführen.  
 
München resümiert, die WIKR kann durchaus zu einem strategischen Thema für 
Förderinstitute werden, da es die Aufgabe von Förderbanken ist, Marktversagen entgegen 
zu treten. Die Frage ist hier, wie sich die einzelnen Häuser in den Bundesländern 
positionieren wollen. Dies kann ggfs. auch ein Thema für die Lakra-Leitertagung Ende 
Oktober darstellen. 
 
Hinsichtlich der Einstufung von Immobiliar-Verbraucherdarlehen und der 
Bereichsausnahme des § 491 a BGB teilen Bremen, Kiel, Frankfurt/Main, Magdeburg, 
München, Karlsruhe und Düsseldorf mit, dass alle vergebenen Darlehen unter die 
Ausnahme fallen und die Institute somit lediglich das ESIS-Merkblatt „light“ erstellen. Bei 
Ablösungen kommt in Karlsruhe das vollständige Merkblatt zum Einsatz. 
 
Berlin und Potsdam erstellen das komplette ESIS-Merkblatt; Dresden nur für die 
Förderergänzungsdarlehen. 
 
Erfurt sucht einen Weg, Förderergänzungsdarlehen als Förderdarlehen zu klassifizieren,  
z. B. im Rahmen einer Richtlinie. 
 
 
TOP 1.2 
Besprechung einzelner Detailaspekte 
 
1.2.1  
Anforderungen aus der Umsetzung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie an die 
Qualifikation der Mitarbeiter 
 
Berlin bittet um Austausch hinsichtlich der in der WIKR geforderten Qualifikation der 
Mitarbeiter gemäß Vorlage. 
 
Dresden informiert über die Umsetzung der Regelungen. Betroffen seien rund 35 
Mitarbeiter/-innen. Hier kommt bei älteren Kollegen die Besonderheit auf, dass DDR-
Abschlüsse nicht mehr anerkannt werden und die langjährige Tätigkeit in diesem Bereich 
nicht zählt. Das Kultusministerium hat eine Möglichkeit geschaffen, den DDR-Abschluss 
anhand einer Überprüfung einem aktuellen Abschluss gleichzustellen. Dies müssen die 
Mitarbeiter durch Einreichung eines beglaubigten Zeugnisses selbst veranlassen. Dennoch 
gibt es 2 bis 3 Mitarbeiter, denen auch diese Möglichkeit nicht offen steht. Hier ist das 
Institut dazu übergegangen, interne Schulungs- bzw. Fortbildungsmaßnahmen zu treffen.    
 
Potsdam hat die Vorschrift ebenfalls anzuwenden. In enger Zusammenarbeit mit der 
Personalabteilung ist ein Konzept entwickelt und die Tätigkeiten dem entsprechenden 
Abschluss zugeordnet worden, welches einer jährlichen Überprüfung unterzogen wird.  



 
Protokoll des Erfahrungsaustauschs der Landeskreditanstalten und  

-förderinstitute am 22. und 23. September 2016 in Münster 
 

 
 

7/22 

 
Saarbrücken führt aus, im Neugeschäft treffen Bankkaufleute die Kreditentscheidung, 
wohingegen die Zuarbeiten auch andere Mitarbeiter übernehmen. Da es viele 
Quereinsteiger gibt, wird zudem das Schulungsangebot der Fortbildung zum „Fachberater 
Baufinanzierung“ beim vdp genutzt.  
 
Alle weiteren Bundesländer unterliegen nicht der Anwendung der Regelung. Nichts desto 
trotz wird auf die erforderliche Qualifikation geachtet, insbesondere im Rahmen von 
Fortbildung und Weiterqualifizierung. 
 
 
1.2.2 
Im Rahmen der Wohnimmobilienkreditrichtlinie erfolgte Änderung der Bestimmungen 
für die Risikobetrachtung bei Neukreditvergaben für Verbraucher 
1.2.3  
Erfordernisse für eine Nachsteuerung/Präzisierung von Regelungen 
1.2.4  
Nachfragerückgang bzw. höhere Ablehnungsquote für Darlehensanträge im 
Fördersegment wie auch bei der Vergabe von Eigenmitteln 
1.2.5  
Erfahrungen mit/bei an der Finanzierung beteiligten (Vor-)Gläubigern nach Einführung 
der Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
 
Kiel berichtet über gestiegene Anforderungen an den Rückbehalt, der den 1,4-fachen Satz 
des Sozialhilfesatzes beträgt. Die Richtlinie sieht eine mindestens 2%-ige Tilgung vor. 
Argumentation hierzu ist das derzeitige Niedrigzinsumfeld und, dass eine 2%-ige Tilgung 
beiträgt, künftig allerschlimmste Fälle zu vermeiden. 
 
München begegnet dieser Gefahr mit einer 30-jährigen Zinsbindung. 
 
Dresden setzt bei der Bonitätsanalyse für Selbstnutzer fiktiv 8 % Kapitaldienst an, worauf 
die Tragbarkeitsberechnung fußt. Dies wird im Beraterblatt dokumentiert und bis zum Ende 
der Laufzeit auch auf das Alter betrachtet durchgerechnet. Für die Tragbarkeit werden 
8 %, für die Bonitätsanalyse 6,5 % berechnet, so dass an dieser Stelle ein auskömmlicher 
Puffer berücksichtigt ist. 
 
Auf Nachfrage nach der Reaktion der Verwaltungsgerichte auf diese Ansätze erläutert 
Dresden, bislang hat es keine Klagen gegeben, zumal die Förderung außerhalb der sozialen 
Wohnraumförderung im Sinne der Eigentumsbildung stattfindet. 
 
Potsdam rechnet aktuell mit dem Effektivzins plus 3 %. Einmal pro Jahr überprüft das 
Kreditsekretariat diesen Wert. Auch verschiedene Faktoren, wie z. B. das 
Renteneintrittsalter werden in einer Excel-Tabelle über die gesamte Laufzeit berücksichtigt.  
 
Karlsruhe berichtet über 6 %Kapitaldienst nach Zinsfestschreibung, der in einer Tabelle 
dokumentiert wird. Eine Annahme über künftige Kinder wird nicht getroffen. Einzelne Fälle 
mussten bereits abgelehnt werden. 
 
Weiterhin berichten die Teilnehmer/-innen, die Sparkassen reagieren zum Teil verängstigt 
bei der Kreditvergabe aufgrund von möglichen Haftungsrisiken und beraten keine Cross-
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Selling-Produkte mehr, wohingegen eine verstärkte Beratung im Wohnungsbau - 
insbesondere über die Plattformlösung FINMAS - erfolgt.  
 
 
1.2.6  
Erste Erkenntnisse zum geplanten Wohnkreditregister 
 
Erfurt erläutert, Grundlage bildet die Empfehlung des Ausschusses für 
Finanzmarktstabilität. Der Gesetzesentwurf ist für das laufende Jahr geplant und kollidiert 
mit AnaCredit. Eine separate Datenerhebung ist erforderlich. In welcher Form diese 
erfolgen soll, ist bislang offen. 
 
München gibt die Problematik des Datenschutzes zu bedenken. 
 
Karlsruhe erstellt eine Sicherheitendatenbank. Zu diesem Zweck wird eine Extra-Einheit 
mit 20 Mitarbeitern besetzt; Ausnahmeregelungen gelten hier auch für Förderungen.  
 
 
1.2.7 
Förderdarlehen und Zahlungsaufschübe für bestehende Darlehen mit einem Zinssatz 
von 0 % vor dem Hintergrund der §§ 514 und 515 BGB 
 
Saarbrücken reicht keine Darlehen zu 0 % aus, daher hat das Thema keine Rolle gespielt, 
kann sich der Einschätzung aber grundsätzlich ebenso wie Berlin, Dresden, Hannover, 
Schwerin, Kiel, Mainz, München und Potsdam anschließen. 
 
Bremen schließt Stillhalteabkommen, so dass keine Zahlungsaufschübe erforderlich sind. 
 
Düsseldorf sieht grundsätzlich keine Möglichkeit, § 514 und 515  BGB vom 
Anwendungsbereich auszunehmen. Die Auffassung von Karlsruhe, dass nachträgliche 
Zahlungsaufschübe ausgenommen sind, wird jedoch geteilt.  
 
Frankfurt und Kiel gehen davon aus, dass hier die Bereichsausnahme greift. 
 
Magdeburg sieht sich vor dem Hintergrund, dass Stundungen entgeltlich erfolgen, vom 
Anwendungsbereich ausgenommen. 
 
In der Leitertagung wird über die Einführung der WIKR und über aktuelle Entwicklungen 
am Markt sowie die unterschiedliche Betroffenheit der Förderbereiche berichtet. 
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TOP 2 
Abnahme der Förderprogramme für Mietwohnraum/Schwerpunkt EK-Verzinsung 
TOP 3 
Soziale Wohnraumförderung in der Mietwohnungsbauförderung 
 
Düsseldorf bittet die Förderinstitute, die Förderbedingungen in der 
Mietwohnraumförderung per E-Mail zur Verfügung zu stellen. Mit der Erhebung soll die 
durch die ILB in 2014 durchgeführte Erhebung mit den Konditionen des Jahres 2016 
aktualisiert werden. Hieraus wird eine Übersicht erstellt und im Nachgang der Sitzung zur 
Verfügung gestellt (ANLAGE). [Anm.: Diese wurde auch in der Leitertagung am  
21. Oktober 2016 als Tischvorlage verteilt und mit dem Protokoll der Leitertagung versandt. 
Die Modalitäten der einzelnen Bundesländer sind in der Übersicht enthalten.] 
 
Als Ergebnisse lassen sich die folgenden Aspekte festhalten: In einigen Bundesländern sind 
die Förderbedingungen durch die Einführung von Zuschusskomponenten deutlich 
verbessert worden. In Teilen werden diese als (Tilgungs-) Zuschüsse auf die Grunddarlehen 
für den Neubau, in Teilen werden die Zuschüsse für besondere Fördermaßnahmen 
(Kleinstwohnungen, Aufzüge oder Erreichen energetischer Standards o. ä.) gewährt.  
Eine weitere Änderung gegenüber 2014 zeigt sich in der Verbesserung der 
Darlehenskonditionen: Aufgrund neuer Anforderungen der EnEV 2016 sind die 
Darlehenspauschalen erhöht worden, zur Anpassung an das niedrige Zinsumfeld ist der 
Zinssatz für verschiedene Laufzeitvarianten reduziert worden. Zur Verbesserung der 
Förderkonditionen sind auch die Verwendungszwecke für die Vergabe von Zusatzdarlehen 
(Aufzüge, Kleinstwohnungen o.ä.) ausgeweitet worden.  
 
Allerdings differenziert sich die Förderung für den Mietwohnungsbau deutlich: In Sachsen 
ist die (geplante) Zuschuss-Förderung nur auf eine enge Gebietskulisse beschränkt auf 
ausgewählte Großstädte, in Sachsen-Anhalt ist aufgrund des geringen Bedarfes kein 
Angebot für Mietwohnungsneubauförderung vorhanden. 
 
Die Einführung der Tilgungsnachlässe/Zuschüsse wird als wesentlicher Erfolgsfaktor 
gewertet. Die Erstellung zusätzlichen Wohnraums scheitert jedoch häufig an fehlenden 
Grundstücken (v. a. in den Ballungszentren). In Teilen wird versucht, durch die kommunale 
Vorgabe festgelegter Quoten des Anteils des sozialen Wohnungsbaus bei der 
Neuausweisung von Flächen („Quotenstädte“) entgegenzusteuern. Auch die gestiegenen 
Baukosten sowie die erhöhten energetischen und baulichen Anforderungen stellen 
Hemmnisse für weitere Investitionen in den Wohnungsbau dar. 
 
Die Ergebnisse der Diskussion zu diesen TOPs sollen in der Leitertagung vorgestellt und 
weiter erörtert werden. 
 
 
TOP 4 
Projektentwickler und Bauträger als Fördernehmer in der Mietwohnungsbauförderung 
 
Düsseldorf berichtet, die gesetzlichen Vorgaben des WFNG NRW lassen aktuell nicht zu, 
dass ein Bauträger/Projektentwickler einen Mietwohnungsneubau erstellt und  die 
Fördermittel der NRW.BANK für dieses Objekt  direkt durch den avisierten Käufer des 
Objekts beantragt und an diesen ausgezahlt werden können. Derzeit wird der Umweg im 
Rahmen einer Schuldübernahme durch den Käufer genommen. Vielfach ist dies jedoch 
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nicht im Sinne des Bauträgers/Projektentwicklers und führt in der Praxis aufgrund der 
Grundbuchsituation während der Bauphase zu praktischen Problemen. 
 
Hannover hat aktuell kein Bauträgergeschäft. Vom Grundsatz her wäre eine Anwendung 
der Richtlinie auf den geschilderten Fall möglich. Wunschvorstellung ist jedoch eine 
Konzentration der Fördermittel auf den Endkreditnehmer. 
 
Karlsruhe berichtet über die Möglichkeit einer Reservierungszusage aus den Mitteln des 
entsprechenden Förderjahres für derartige Fälle. Diese ist bis zu 4 Jahre nach Erstbezug 
möglich. Der Käufer muss dementsprechend nicht bekannt sein.  
 
Hamburg führt aus, lediglich der Endinvestor erhalte nach entsprechender Bonitätsprüfung 
die Fördermittel. Zahlungen erfolgen erst nach Herstellung der Bezugsfertigkeit. 
 
Frankfurt/Main erklärt derzeit keine Bauträger zu haben, ansonsten wird analog Düsseldorf 
verfahren.  
 
Mainz informiert, in den 1990er-Jahren wurd dies sehr viel praktiziert. Es wird wie ein 
klassischer Ersterwerb behandelt, der bis zu 18 Monate nach Bezugsfertigkeit erfolgen 
kann. Zudem kann sogar 3 Monate nach Kaufvertragsabschluss der Antrag zur Förderung 
gestellt werden. Hiermit wurden gute Erfahrungen gemacht. 
 
Bremen führt aus, bereits vorab sind die Wohnungsbauunternehmen bekannt, die für 
derartige Projekte in Frage kommen. Die Kommune schließt einen Vertrag mit dem 
Bauträger und reserviert Mittel, deren Auszahlung nach Fertigstellung erfolgt.  
 
In Berlin ist eine Maßnahme lediglich dann förderfähig, wenn der Käufer bzw. Endinvestor 
bekannt ist.  
 
Kiel behilft sich in den eher seltenen Fällen mit einer Schuldübernahme des Käufers analog 
Düsseldorf. 
 
 
TOP 5 
Ausgestaltung von Darlehen im Bereich der Eigentumsförderung 
 
Karlsruhe erläutert, eine 4-%-ige Tilgung ist in größeren Städten nicht darstellbar. 
 
Potsdam berichtet über eine Tilgung in Höhe von 3% im Eigenheimbereich. Im 
Mietwohnungsbereich muss Spielraum vorhanden sein, um die Gesamtbelastung zu ändern 
(0,5 % + 3 %). 
 
In Düsseldorf wurde die Tilgung bei 1 – 2% belassen. 
 
Hamburg berichtet, je nach Darlehensart ist ein Tilgungssatz bis zu 4,7 % vorgesehen 
(ANLAGE). 
 
2 % laut Richtlinie beträgt der Tilgungssatz, so Hannover, ebenfalls werden jedoch die 
vorrangigen Mittel betrachtet. 
 
Der 3,9 %-ige Tilgungssatz in Frankfurt ist nicht flexibel aufgrund Kopplung an die KfW. 
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In Kiel müssen die Fördermittel mit mindestens 2 % bedient werden. 
 
 
TOP 6 
Energieeffizienz in der Wohnraumförderung 
 
Dresden führt in die Thematik ein und schlägt vor, diese für die Dienstbesprechung der 
Vorstände vorzusehen, um die Gelegenheit zu nutzen, das Thema unter strategischen 
Aspekten zu diskutieren. 
 
Bremen hält den gesetzlichen Standard ein, die kommunalen Wohnungsunternehmen 
gehen vermutlich wegen der KfW-Mittel vermehrt auf EH 55 ein. 
 
Karlsruhe fördert KfW 70 mit einem Tilgungszuschuss in Höhe von 2.500 € und reicht 
Globaldarlehen für KfW 70 aus. Die Unternehmen befinden sich bereits auf KfW 55-
Standard, Eigentum im KfW 70-Standard. Ca. 90 % erreichen KfW 70, die Hälfte schafft 
sogar KfW 55 und besser. 
 
München berichtet über Treuhanddarlehen, die seitens des Freistaats Bayern mit 10 Mio. € 
bezuschusst werden (100€/qm Wohnfläche) zur Erreichung von KfW 40. 
 
Hamburg (s. ANLAGE) 
 
Mit dem eigenen Programm, so Mainz, ist das Förderinstitut in der Vergangenheit besser 
aufgestellt gewesen; das KfW-Programm passt nicht. 
 
Analog Mainz gibt es in Düsseldorf kein Konkurrenzprodukt in der sozialen 
Wohnraumförderung. Aus Sicht des Ministeriums reicht der EnEV-Standard aus. 
 
Hannover verfügt ebenfalls über kein Konkurrenzprodukt. Im Eigentumsbereich werde  
KfW70, im Mietwohnungsbau EnEV-Standard gefordert. Eine zusätzliche Förderung bei 
höherer Erfüllung sei nicht vorgesehen. 
 
Schwerin leitet keine KfW-Mittel durch. 
 
Potsdam verlangt EnEV-Standard. Trotzdem wird ein Globaldarlehen der KfW angeboten. 
 
Kiel verfügt über einen eigenen Standard, der sich an KfW 70 orientiert. Im 
Mietwohnungsbau wird dieser Standard für ein „erleichtertes Bauen“ aufgebrochen, hier 
gilt die EnEV. Darüber hinaus befindet sich Kiel in Verhandlungen mit der KfW, Projekte 
gemischt finanziert zu fördern. 
 
In Karlsruhe und Mainz sind die Landesprogramme den KfW-Programmen ähnlich. 
Objekte, die keine Förderung enthalten, seien über das Globaldarlehen abgedeckt. 
 
In Magdeburg findet keine Mietwohnungsbauförderung statt. Im Eigenheimbereich ist die 
EnEV Standard. Zudem gibt es eine Zusatzförderung „Umbau“ unterhalb des KfW-Satzes. 
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Fazit für die Leitertagung ist, dass der Umweltgedanke im gebundenen Wohnungsbau in 
der Regel nicht im Fokus steht, bei der energetischen Sanierung jedoch die Hauptrolle 
spielt.  
 
Düsseldorf versendet eine Abfrage an alle Teilnehmer, die Informationen zur Nutzung der 
KfW-Programme und zur Einschätzung der einzelnen Förderinstitute zu den Vorgaben der 
Energieeffizienz enthält. Es wird um kurzfristige Befüllung gebeten, damit diese auch auf 
der Leitertagung diskutiert werden kann. Die komplettierte Liste liegt dem Protokoll bei 
(ANLAGE). 
 
 
TOP 7 
Übernahme notleidender Vorrangdarlehen 
 
Bremen bittet um Austausch hinsichtlich des Umgangs mit der Möglichkeit der Übernahme 
notleidender Vorrangdarlehen.  
 
Kiel erläutert, die Übernahme notleidender Vorrangdarlehen stellt ein probates Mittel dar. 
Dies wird mit Kapitalmarktmitteln vorgenommen, in vielen Fällen verzichtet der 
Vorranggläubiger auf die Erhebung einer Vorfälligkeitsentschädigung.  
 
Dresden, Berlin, Karlsruhe, Hamburg und Saarbrücken führen ebenfalls eine Übernahme  
im Rahmen eines Sanierungsdarlehens (Kapitalmarktmittel) durch, sofern die Maßnahme 
als werthaltig erachtet wird.  
 
Mainz verneint die Übernahme notleidender Vorrangdarlehen, es gibt hingegen einen 
Spezialtopf für Sanierungsdarlehen für selbst genutztes Wohneigentum. Mittel hieraus 
können nach Prüfung in derartigen Fällen herangezogen werden.  
 
Hannover informiert, im Rahmen von Treuhandmitteln werde ein Sonderkontingent zur 
Verfügung gestellt, das für die Rettung notleidender Darlehen herangezogen und 
unabhängig von der bisherigen Finanzierungsart  beantragt werden kann. Eine vorherige, 
öffentliche Förderung der Maßnahme ist nicht zwingend. Im Mietwohnungsbereich wird 
dies nicht vorgenommen, hier ist ein Objektankauf zum Erhalt der Bindungen denkbar 
(ANLAGE).  
 
Düsseldorf agiert in diesen Fällen über die Möglichkeit des Ablöserechts gem. §§ 1153; 
268 BGB. Aufgrund des zweistufigen Bewilligungsverfahrens ist es nicht möglich, ein 
Förderdarlehen allein durch die Bank zu vergeben. Ein entsprechendes Förderprogramm, 
das dies vorsehe, fehlt zudem. Daher greift die Bank auf die Möglichkeit einer von i. d. R. 
auf jeweils 3 Jahre befristeten Rückzahlungsvereinbarung zurück. Die Erfahrungen sind 
positiv. Im Eigenheimbereich gibt es gem. Geschäftsbesorgungsvertrag die Möglichkeit der 
Wohneigentumssicherungshilfe, die meist zinslos bei bestimmten Voraussetzungen an den 
Darlehensnehmer vergeben werden kann.  
 
Erfurt, Schwerin, München, Frankfurt und Magdeburg übernehmen keine notleidenden 
Vorrangdarlehen.  
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TOP 8 
Schuldhaftentlassungen unter Berücksichtigung der LHO 
 
Saarbrücken und Erfurt agieren in der Wohnraumförderung analog Bremen. In der 
Wirtschaftsförderung handelt es sich jedoch um landesverbürgte Darlehen, so dass hier das 
Land gefragt wird.   
 
Potsdam behandelt das Thema sehr restriktiv und ist meist darauf bedacht, eine 
Ersatzsicherheit, wie z. B. einen Schuldbeitritt, zu erreichen. 
 
Schwerin teilt Bremens Auffassung, differenziert jedoch nach Bürgschaft (Drittsicherheit) 
und anderer Sicherheit. 
 
 
TOP 9  
Kostenmiete nach Modernisierung 
 
Frankfurt/Main bittet um Austausch hinsichtlich der EK-Finanzierung im Rahmen der 
Ermittlung der Kostenmiete.  
 
Berlin teilt die rechtliche Einschätzung von Frankfurt/Main. Zudem gibt es eine 
Kappungsgrenze, bei deren Überschreitung die Zustimmung zu den Maßnahmen nicht 
erteilt wird.  
 
Mainz orientiert sich an der Bewilligungsmiete des entsprechenden Jahres. Die ermittelte 
Kostenmiete hat unter der Bewilligungsmiete zu liegen. Eine Ausnahme gibt es beim 
Programm „energetische Sanierung“. 
 
In Hamburg existiert eine von der zuständigen Behörde definierte Mietobergrenze nach 
einer Modernisierung, die nur in begründeten Ausnahmefällen überschritten werden darf 
(ANLAGE). 
 
Hannover teilt mit, dass Anträge vorliegen und diesen in der Regel zugestimmt wird. Eine 
Kappung liegt bei 5,60 €/qm. 
 
Bremen nimmt ebenfalls eine Kappung der Mieten vor.  
 
Düsseldorf verfügt über einen Altbestand, bei dem die Kostenmiete ermittelt wird. Die 
Zuständigkeit liegt aufgrund einer Verwaltungsvorschrift bei der Bewilligungsbehörde und 
es werden entsprechende Vorgaben in Bezug auf die Prüfung der Höhe gemacht. Die 
rechtliche Einschätzung hinsichtlich der EK-Finanzierung wird geteilt. 
 
 
 
TOP 10 
Akzeptanz von per E-Mail oder per Fax eingegangener Erklärungen 
 
Mainz bittet um Information, in welcher Form andere Institute Erklärungen vom Kunden 
akzeptieren.  
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Hannover teilt mit, dass aufgrund der gesetzlichen Anforderungen ab dem 1. Oktober 
diesen Jahres die Textform ausreiche. Das Institut stelle diesbezüglich um.  
 
Potsdam schließt sich an, hält es jedoch für erforderlich, sich von der Identität des Kunden 
zu überzeugen.  
 
Kiel und Magdeburg informieren, ab dem 1. Oktober würden Erklärungen gemäß Gesetz 
akzeptiert, dennoch wird hinsichtlich des SEPA-Mandats eine Ausnahme gemacht, dieses 
hat weiterhin im Original vorzuliegen. Magdeburg weitet die Regelung zudem auf 
Unternehmen aus. 
 
Berlin akzeptiert Erklärungen in Textform, sollten jedoch Zweifel bestehen, ist diesen 
nachzugehen.  
 
Saarbrücken akzeptiert Fax, bei eingehenden E-Mails wird schriftlich nachgefordert.  
 
München teilt mit, die Verträge werden entsprechend umgestellt. Beim SEPA-Mandat 
erfolgt die Identifizierung per Online-Banking.  
 
Dresden beabsichtigt bei jeglichen Auszahlungsunterlagen nicht auf Schriftform verzichten 
zu wollen. Bei eingehenden Faxen wird das Original nachgefordert.  
 
Schwerin informiert, in den Verträgen sind die Anforderungen bereits umgesetzt. Faxe 
werden akzeptiert, Mails eher ungern. Hier soll ggf. die Authentizität geprüft werden. Die 
LHO fordert zudem in vielen Fällen Originalunterschriften, die dann nicht mehr 
beizubringen sind.  
 
Düsseldorf hat ebenfalls seine für die Wohnraumförderung geltenden Allgemeinen 
Bestimmungen an die geänderten Vorgaben zur Textform angepasst. 
 
 
TOP 11 
Nutzung der SCHUFA 
 
Saarbrücken, Hannover und Erfurt sind nicht angebunden. Der Kunde hat bei 
Antragstellung eine Auskunft beizubringen, bei gewerblichen Kunden wird Creditreform in 
Anspruch genommen. 
 
Im Eigentumsbereich machen Potsdam und Mainz von einem manuellen Abruf Gebrauch, 
ansonsten wird Creditreform genutzt. 
 
München nutzt Creditreform, für natürliche Personen Supercheck. 
 
Magdeburg, Dresden und Karlsruhe nutzen die SCHUFA. 
 
Kiel nutzt die SCHUFA für private, Creditreform für gewerbliche Kunden. 
 
Schwerin nimmt derzeit noch die SCHUFA in Anspruch. Ansonsten wird Creditreform, das 
Melderegister sowie der Anbieter Regis genutzt. 
 
Frankfurt nutzt lediglich Bürgel bei gewerblichen Kunden. 
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Dresden, Hamburg und Bremen nutzen die SCHUFA bei Privatkunden.  
 
Düsseldorf ist der SCHUFA nicht angeschlossen. 
 
 
TOP 12 
Kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung 
 
Hamburg führt bei Hochrisikokunden alle 2 Jahre eine Aktualisierung durch, ansonsten 
analog Hannover gem. Vorlage. 
 
Frankfurt führt eine Aktualisierung alle 10 Jahre, anlassbezogen sowie per 
Jahreskontoauszug durch. 
 
Dresden nimmt eine jährliche Risikoanalyse durch den Geldwäschebeauftragten vor, 
woraus sich ein 2-jähriger Turnus für PEP, ein 7-jähriger bei Kunden mit erhöhtem Risiko 
und sonst ein 10–jähriger Turnus ergibt. 
 
Bremen führt die Aktualisierung über Saldenbestätigungen durch, bei Risikokunden in 
kürzeren Abständen. 
 
Berlin und München überwachen je nach Risikoeinstufung des Kunden alle 2, 5 oder 10 
Jahre (auch Nachlegitimierung), danach alle 10 Jahre. München hat darüber hinaus einen 
Passus in den Kontoauszug aufgenommen, in dem der Kunde gebeten werde, Änderungen 
mitzuteilen. Dies stellt Wirtschaftsprüfer und Revision zufrieden. 
 
Karlsruhe aktualisiert anlassbezogen. 
 
Potsdam folgt der Empfehlung der DK. Es wird eine anlassbezogene Aktualisierung 
durchgeführt, für PEP jährlich. Der Wirtschaftsprüfer hat das Verfahren als angemessen 
beurteilt. 
 
Erfurt, Mainz, Magdeburg, Kiel, Saarbrücken und Schwerin verfahren analog Hannover 
gem. Vorlage. 
 
Düsseldorf aktualisiert die Kundendaten gemäß Risikoanalyse alle 7 oder alle 2 Jahre. Eine 
ausschließlich anlassbezogene Aktualisierung hat der Wirtschaftsprüfer als nicht 
ausreichend eingestuft. 
 
 
TOP 13 
Verzinsung des Erstattungsspruchs aus § 49a Abs. 3 Satz 1 VwVfG bei einem Widerruf 
des Zuwendungsbescheides nach einer Eröffnung des Insolvenzverfahrens (VG Berlin - 
Urt. V. 16.12.15 – Aktz. 26 K 453.13) 
 
 
Hannover ist bislang nicht mit dem Thema konfrontiert worden und hält die Argumentation 
des VwVfG für nicht nachvollziehbar; Veranlassung für die Veränderung des Ansatzes 
werde nicht gesehen. 
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Schwerin verfährt wie bisher.  
 
Düsseldorf berichtet, bislang sei kein Insolvenzverwalter gegen eine Zinsfestsetzung 
angegangen. Düsseldorf sieht dieselbe Argumentation, die das BVerwG in dem vom VG 
Berlin zitierten Urteil vom 26.02.2015 – 3 C 8/14 – zur Rückforderung einer Subvention 
selbst gewählt hat, auch auf die Verzinsung des Anspruchs übertragbar, da die 
Rechtsfolgen des Widerrufs eines Geldleistungsbescheides einheitlich in § 49a VwVfG 
geregelt sind. So muss es genügen, dass die Tatbestandsvoraussetzungen für den Widerruf 
bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens vorliegen, unabhängig davon, ob das Ermessen erst 
später ausgeübt wird. 
  
 
TOP 14  
Umsetzung EZB-Vorgaben „Analytical Credit Dataset“ – AnaCredit 
 
TOP 14.1 
Update zum Umsetzungsstand 
 
Düsseldorf bittet um Austausch über den aktuellen Vorbereitungs-/Umsetzungsstand zu 
AnaCredit in den einzelnen Instituten.  
 
Frankfurt/Main berichtet über ein aktuelles Großprojekt. Bisher sind die Daten noch nicht 
vollständig erfasst, es wird von einem sehr hohen Umsetzungsaufwand ausgegangen.  
 
Schwerin und Magdeburg informieren, die NordLB verfolgt dieses Thema. Bisher seien 
noch keine zusätzlichen Datenerfassungen erfolgt.  
 
München berichtet, die BayernLB ist gerade dabei, die Datenmenge der entsprechenden 
Institute zusammenzubringen.  
 
Mainz und Potsdam erläutern, es läuft ein Projekt, es können jedoch noch keine konkreten 
Aussagen getroffen werden.  
 
Berlin hat nach aktuellem Stand alle erforderlichen Daten bereits erfasst.  
 
Hamburg und Kiel befinden sich in der Bankenkooperation ABAKUS.  
Die weiteren Institute sind z. T. von der Meldepflicht nicht betroffen.  
 
 
TOP 14.2  
Umgang anderer Förderbanken mit der Meldeverpflichtung zu Sicherheiten speziell im 
Treuhandgeschäft 
 
Schwerin stellt vor, dass das Institut ausschließlich im Auftrag und auf Rechnung des 
Landes Treuhandgeschäft in Form von Direktgeschäft mit dem Endkunden betreibt. 
Entsprechende Sicherheiten werden daher aktuell nicht erfasst. Schwerin bittet um 
Austausch, wie andere Institute im Rahmen des Treuhandgeschäfts verfahren. 
 
München führt aus, auch über einen hohen Bestand an Treuhandgeschäft zu verfügen. Es 
wird hier nicht auf den Wert der Sicherheit abgestellt. Der Wert kann aus ihrer Sicht daher 
mit 0 angesetzt werden. Die Vorgaben der Meldung sehen hier die Möglichkeit einer 
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Meldung „anderer Wert der Sicherheit“ vor, der nach aktuellem Stand eingesetzt wird. 
Vorgesehen ist, die Befüllung der Datenfelder technisch automatisch vorzunehmen, 
lediglich die Darlehen im Eigenobligo werden manuell anhand der vorliegenden 
Objektbewertungen gepflegt.  
 
Karlsruhe informiert, das Treuhandgeschäft spielt in Baden-Württemberg keine Rolle. 
Aktuell wird ein neues Sicherheitentool eingeführt, bei dem alle erforderlichen 
Informationen erfasst werden. Begonnen werde mit den juristischen Personen. Zielhorizont 
ist die Erfassung aller notwendigen Sicherheiten bis Ende des Jahres 2018.  
 
Potsdam gibt zu bedenken, dass eine Erfassung eines Sicherheitenwerts analog 
Eigenobligo im Rahmen des Treuhandgeschäfts in strukturschwachen Regionen durchaus 
auch politisch sensibel sein könnte.  
 
Erfurt erläutert, diese Frage ist auch in den QAs der Bundesbank aufgeführt. Auf die klare 
Einschätzung zu warten, kann sich jedoch im Hinblick auf die zeitlichen Vorgaben zur 
Umsetzung schwierig gestalten. Für die nächste Stufe, die dann private Personen umfasst, 
wird jedoch von weiteren 2 Jahren Vorlaufzeit ausgegangen.  
 
Dresden berichtet, die erforderlichen Daten für die Meldungen sind bereits systemseitig 
verfügbar, das System jedoch noch nicht mandantenfähig und muss aktuell neu 
programmiert werden. Daher kann der Bestand des Treuhandgeschäfts, der jedoch von der 
Stückzahl her eine untergeordnete Bedeutung hat, noch nicht erfasst werden.  
 
Auf die Frage von Potsdam, ob die von München vorgeschlagene Vorgehensweise als 
gangbar erachtet wird und im Rahmen der Lakra-Leitertagung zur Diskussion gestellt 
werden soll, kommen alle Institute überein, dies ggfs. als eine Möglichkeit für das 
Treuhandgeschäft vorzuschlagen, eine einheitliche Empfehlung jedoch aufgrund der 
Vielfältigkeit der Geschäftsmodelle nicht ausgesprochen werden sollte.  
 
Berlin berichtet, über die ABAKUS-Bankenkooperation ist bereits alles erfasst und das 
Eigenobligo per Gutachter bewertet. Im Treuhandgeschäft wird mit einer Schätzbewertung 
des Objekts gearbeitet. 
 
Bremen und Hannover sind als Nicht-CRR-Institute hiervon nicht betroffen. 
 
 
TOP 15 
Umsetzung von BCBS 239 (Basel Committee on Banking) 
 
Frankfurt/Main bittet um Austausch hinsichtlich BCBS 239. 
 
Hamburg, Bremen, Dresden, Hannover, Erfurt, Schwerin, Magdeburg, Kiel, München 
und Potsdam beobachten die Entwicklung, sind jedoch nicht direkt betroffen.  
 
Karlsruhe verfügt bereits über eine entsprechende Datenbank, die für diese Zwecke 
genutzt werden kann.  
 
Berlin und Düsseldorf arbeiten derzeit an einer Vorstudie und sind hierüber auf 
Arbeitsebene in Kontakt.  
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TOP 16 
Ablauforganisatorische Zentralisierung von Teilprozessen; hier: Erfahrungen anderer 
Förderinstitute aus vollzogener Aufgabenzentralisierung 
 
München berichtet, die zentrale Einheit der Antragserfassung dezentralisiert zu haben. 
 
Berlin hat den Kreditprozess in mehrere Teile aufgespalten, was intern zu massiven 
Widerständen geführt hat und mittlerweile wieder rückgängig gemacht worden ist. 
Insbesondere hat sich die Kritik danach gerichtet, dass bei geringen Mengen keine 
spürbaren Effekte zu erzielen und Schnittstellen unterschätzt worden sind. Zudem ist 
hiermit z. T. eine Aufgabenabwertung einhergegangen. Mittlerweile gibt es eine zentrale 
Antrags- und Geschäftspartnererfassung, der Rest erfolgt dezentral. 
 
Potsdam berichtet über die Erfahrung der Zentralisierung in kleineren Teams. 
 
Hannover hat eine organisatorische Unterteilung in Darlehens- und Zuschussbereich 
vorgenommen, wobei die Grundsatzabteilung im jeweiligen Bereich zentral vorgehalten 
wird. Die dezentrale antragsbezogene Beratung in den operativen Bereichen hat sich 
bewährt. 
 
Kiel berichtet über aktuell gute Erfahrungen mit der Aufteilung des Immobiliengeschäfts 
für Privatkunden in 5 Bereiche. Die Mitarbeiter sind hieran beteiligt worden; 
Schwankungen in den Stellenbewertungen hat es lediglich in der Bandbreite von TG 7 und 
TG 8 gegeben. Als wichtigster Faktor hat sich erwiesen, dass die 
Gesamtprozessverantwortung mit Steuerung und Entscheidung in einer Hand gelegen hat. 
 
Vor dem Hintergrund, dass es in Dresden bislang keine einheitliche Tendenz zu 
Zentralisierung bzw. Dezentralisierung gibt, bekundet die Organisationsabteilung der SAB 
das Interesse über dieses Thema in einen Austausch mit den anderen Förderinstituten zu 
treten. Die zentrale Beratergruppe soll dezentralisiert werden; ein entsprechender 
Beschluss steht noch aus. Die Verwendungsnachweisprüfung ist ebenfalls wieder 
dezentralisiert worden, was zu einem positiven Feedback der Fachabteilungen geführt hat.  
 
In Erfurt funktioniert der Wohnungsbau bislang als „Bank in der Bank“ und im Rahmen der 
Sachbearbeitung erfolgt eine fallabschließende Bearbeitung. 
 
 
TOP 17 
Vorstudie zu einer Zentralen Immobilien-Datenbank (ZIMDB) als gruppeninterne 
Lösung des DSGV; mögliches zusätzliches Interesse bei Förderbanken 
 
[Hinweis: Dieser TOP wurde im Rahmen einer ad-hoc-Umfrage im lakra.net 
durchgeführt. An dieser Stelle sind die Stellungnahmen z. T. nur auszugsweise 
wiedergegeben. Die vollständigen Stellungnahmen sind dem lakra.net zu entnehmen.] 
 
Mainz und Dresden haben noch keine Überlegungen angestellt, sich an der Projektierung 
oder an der Nutzung einer institutsübergreifenden Immobiliendatenbank zu beteiligen. 
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Hannover ist in diese Überlegungen bislang nicht einbezogen, aber sehr an dem Thema 
interessiert, da eventuell in der ABAKUS-Bankenkooperation etwas Ähnliches aufgebaut 
werden könnte, wenn es um die Verwaltung und Meldung von Sicherheiten geht. 
Die Bankenkooperation beschäftigt sich derzeit mit einem ähnlichen Thema: Einer 
Vorstudie für die Einrichtung einer gemeinsamen Plattform für Meldedaten – Richtung 
„Meldewesenfabrik“. 
 
Aktuell stellt Potsdam keine Überlegungen an, sich hierbei einzubringen. 
 
In Berlin gibt es bisher keine Überlegungen, sich an der Projektierung und perspektivisch 
an der Nutzung einer institutsübergreifenden Immobiliendatenbank zu beteiligen 
begründet darin, dass zu diesem Thema bzw. der erwähnten Vorstudie des DSGV bisher 
keine detaillierteren Informationen vorliegen. 
Die Initiative des DSGV/VÖB und insbesondere die damit verfolgten Ziele bzw. deren 
Nutzen sind nicht klar genug aufgeführt. Daher ist Berlin an aussagekräftigeren 
Informationen zu diesem Thema interessiert, um dann eine finale Beurteilung vornehmen 
zu können. 
 
Einzelheiten zur ZIMBD sind in Hamburg und Frankfurt nicht bekannt. Grundsätzliche 
Überlegungen, sich an der Projektierung oder Nutzung einer institutsübergreifenden 
Immobiliendatenbank zu beteiligen, bestehen es derzeit nicht. 
 
Auch Kiel hat bislang wegen fehlender Details zur ZIMDB nicht über eine Beteiligung 
diskutiert, ist aber grundsätzlich an Informationen interessiert und würde nach Vorlage 
anschließend über eine Beteiligung, natürlich auch unter Kostenaspekten, entscheiden. 
 
Grundsätzliche Überlegungen, sich an der Projektierung oder Nutzung einer 
institutsübergreifenden Immobiliendatenbank zu beteiligen, gibt es in Schwerin nicht. Da 
jedoch bereits die Landesbanken beteiligt sein sollen, könnte Schwerin als 
Geschäftsbereich der NORD/LB indirekt involviert werden. 
 
Da eine Vielzahl professioneller Immobiliendatenbanken am Markt angeboten werden, 
bestehe in Karlsruhe derzeit kein Interesse, sich an der Projektierung oder Nutzung einer 
institutsübergreifenden Immobiliendatenbank zu beteiligen. 
 
 
TOP 18 
Öffentliches Vergabeverfahren 
 
[Hinweis: Dieser TOP wurde im Rahmen einer ad-hoc-Umfrage im lakra.net 
durchgeführt. An dieser Stelle sind die Stellungnahmen z. T. nur auszugsweise 
wiedergegeben. Die vollständigen Stellungnahmen sind dem lakra.net zu entnehmen.] 
 
Düsseldorf führt die EU-Ausschreibungen - durchschnittlich 20 pro Jahr – zum 
überwiegenden Teil selbst durch. Externe Unterstützung durch Rechtsanwaltskanzleien 
wird lediglich bei Ausschreibungen klagefreudiger Branchen in Anspruch genommen (ca. 
10 – 15 %). Die Ergebnisse stellen sich überwiegend positiv dar. Immer häufiger beteiligen 
sich KMU hieran. Die Leistungserbringung entspricht überwiegend den Erwartungen. 
Bewährt hat sich, die Vergabeunterlagen – insbesondere die Vertrags- und 
Bewerbungsbedingungen – so gut wie möglich aufzubereiten, damit in den Fällen, in denen 
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nicht die vereinbarte Leistung erbracht wird, auf die einschlägigen Regelungen verwiesen 
werden kann. 
 
Hannover führt Ausschreibungen in eigener Regie durch. Dienstleister werden sehr selten 
und dann auch lediglich beratend beauftragt. Von 2014 bis 2016 hat es 11 
Ausschreibungen gegeben. Es gibt sowohl positive als auch negative Erfahrungen, wobei 
insgesamt der positive Grundeindruck überwiegt (ANLAGE). 
 
Kiel unterliegt ebenfalls dem Vergaberecht, sofern der EU-relevante Auftragswert von 
209.000,00 EUR (für Lieferungen und Dienstleistungen mit Ausnahme von freiberuflichen 
Leistungen) nicht erreicht wird. Das Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein 
(TTG) ordnet an, dass das Gesetz auch für öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 99 Nr. 2 
GWB gilt (juristische Personen des öffentlichen Rechts, die zu dem besonderen Zweck 
gegründet wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nichtgewerblicher Art zu 
erfüllen, sofern sie von Stellen nach Nummer 1 oder 3 durch Beteiligung finanziert werden.  
Sofern der EU-relevante Auftragswert erreicht wird, bedient die IB.SH sich in der Regel der 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH). Vergaben unterhalb des EU-
relevanten Schwellenwertes führt die IB.SH eigenverantwortlich durch.  
Es werden jährlich zwischen sechs und acht europaweite Vergabeverfahren durchgeführt, 
während unterhalb des EU-relevanten Auftragswertes eine öffentliche Ausschreibung und 
etwa 500 freihändige Vergaben stattfinden. 
Bei europaweiten oder öffentlichen Ausschreibungen bei der Durchführung eines 
öffentlichen Teilnahmewettbewerbs gibt es auch Bewerber, welche vorher nicht bekannt 
gewesen sind. Dies kann bei Erfüllung der im Rahmen der Ausschreibung gesetzten 
Kriterien auch dazu führen, dass ein vorher unbekannter Dienstleister bezuschlagt werde 
und somit „frischen Wind“ und neue Ideen und Konzepte für die Durchführung einer 
bestimmten Dienstleistung (z. B. Catering, Messebau, Wirtschaftsprüfer 
Jahresabschlussprüfung, Projektevaluierung etc.) bringt. 
Bei einigen Ausschreibungen ist das Auftragsvolumen im Vorwege schwierig zu schätzen 
(oftmals bei IT-Dienstleistungen). Bei der Vertragslaufzeit wird dann teilweise die Option 
mit eingebaut, dass – wenn das Budget nach Ablauf des 4. Vertragsjahres noch nicht 
vollständig aufgebraucht ist – der Vertrag um ein weiteres Jahr ggf. verlängert werden darf. 
Im umgekehrten Fall wird bei einer Überschreitung des Budgets auch geprüft, ob ggf. 
früher neu ausgeschrieben werden muss. 
Die Anforderungen der IB.SH an die externen Dienstleister werden vor Beginn des 
Vergabeverfahrens mit dem jeweiligen Fachbereich zusammen auf Basis von Bewertungs-
Matrizen mit Kriterien (welche nochmal durch Unterkriterien definiert sind) festgelegt, so 
dass die Bewerber genau wissen, welche Erwartungen sie für den Auftrag erfüllen müssen. 
Erfahrungsgemäß wurden durch die genaue Definition der Anforderungen meist 
fachkompetente, zuverlässige, leistungsfähige und gesetzestreue Unternehmen im Rahmen 
eines Vergabeverfahrens gefunden und beauftragt. 
 
Potsdam führt Vergabeverfahren eigenständig über die Vergabestelle durch. Die aus drei 
Juristen bestehende Vergabestelle sei in der Rechtsabteilung angesiedelt. Für 
Beschaffungen, die ein spezielles Know-how erfordern, bedient sich Potsdam in Ergänzung 
entsprechender Dienstleister, wie z. B. bei der Beschaffung eines neuen Ratingsystems 
oder bei der Beauftragung eines Dienstleisters für das Gebäudemanagement. 
Jährlich werden etwa 3 - 4 Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich durchgeführt. 
Es hat bisher keine überraschenden Anbieter gegeben. Die Aufträge sind im Rahmen der 
vorgegebenen Budgets und innerhalb der vorgegebenen Zeit in versprochener Qualität 
erbracht worden. 
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Dresden führt die öffentlichen Vergaben i. d. R. selbst durch und bedient sich auch oft für 
die Organisation und die formalen Dinge der Sächsischen Vergabeberatungsstelle. Für 
Leistungsbeschreibungen werden häufig Ingenieurbüros beauftragt. Die juristische 
Beratung erfolgt durch das Justitiariat der SAB. 
Im Durchschnitt werden ca. 5 öffentliche Ausschreibungen durchgeführt. 
Die SAB wendet seit 2003 das öffentliche Auftragsrecht an. In der Anfangszeit hat es 
überraschende Bestbieter gegeben, da das Bewusstsein für die Bedeutung der 
Vergabekriterien erst wachsen musste. Inzwischen wird bereits über die Matrix eine 
Kompetenzentscheidung eingeholt und die Leistungsbeschreibung fachlich so vorbereitet, 
dass Überraschungen selten sind. Kommt es zu Nachprüfungsverfahren, kosten diese viel 
Zeit und überwiegend nicht erstattungsfähige Kosten der Rechtsberatung. Anfällig sind hier 
insb. Bau- und IT-Vergaben gewesen. 
Die Umsetzungsprobleme von öffentlichen Vergaben unterscheiden sich nicht von denen 
bei nicht förmlich vergebenen Beschaffungen. Es gibt sogar Einzelfälle, in denen der 
Hinweis auf das Vergaberegime dazu geführt hat, dass unangemessene Nachforderungen 
abgewendet werden konnten. 
 
Als Anstalt des öffentlichen Rechts ist Berlin öffentlicher Auftraggeber im Sinne des § 99 
Nr. 2 GWB. Zugleich findet § 55 LHO auf die IBB keine Anwendung. Das bedeutet, dass die 
IBB im Unterschwellenbereich nicht an die Vorgaben der VgV, VOL/A und VOB/A 
gebunden ist und nach eigenen Regularien ausschreibt - grundsätzlich über beschränkte 
Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb. In jedem Fall hat die IBB zusätzlich die 
Regelungen des Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetzes (BerlAVG) und der 
Verwaltungsvorschrift Beschaffung und Umwelt (VwVBU) anzuwenden.  
Die IBB führt sämtliche Ausschreibungen selbst durch. Lediglich bei sehr komplexen 
juristischen Fragen im Rahmen von EU-Ausschreibungen werde ein externer 
Vergabeanwalt eingeschaltet (nur Beratung, keine Durchführung der EU-Ausschreibung). 
Die Beschaffung von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen für die IBB erfolgt ab einem 
geschätzten Auftragswert in Höhe von 500 EUR netto zentral durch die Einkaufsabteilung. 
Im Durchschnitt werden 6 - 7 EU-Ausschreibungen pro Jahr durchgeführt und 840 
unterhalb des Schwellenwertes liegende weitere Bestellvorgänge p.a.; davon sind jedoch 
ca. 250 Einzelabrufe aus Rahmenverträgen.  
Es gibt auch neue Anbieter, die durchaus gute Leistungen erbringen. Auch wenn die 
Vorbereitungen für EU-Ausschreibungen intensiver sind, ist die Qualität der 
Leistungserbringung, die Einhaltung von Budgets und Zeitrahmen auch nicht anders als bei 
beschränkten Ausschreibungen im Unterschwellenbereich zu werten. Wichtig ist eine gute 
Vorbereitung, dazu gehörten die Formulierung einer eindeutigen Leistungsbeschreibung 
und die Festlegung von relevanten Eignungs- und Zuschlagskriterien. Eine sorgfältige 
Ermittlung des Schätzwertes im Vorfeld kann auch der Festlegung eines erforderlichen 
Budgetrahmens dienen. 
 
Karlsruhe bedient sich in der Regel der Unterstützung durch externe Dienstleister (VÖB-
Service GmbH bzw. - bei Bauleistungen - des für die Verwaltung und Unterhaltung von 
Liegenschaften zuständigen Eigenbetriebs des Landes Baden-Württemberg). 
Die Zahl der von der L-Bank jährlich bei Aufträgen mit Auftragswerten oberhalb der EU-
Schwellenwerte durchgeführten Vergabeverfahren schwankt sehr stark (zwischen 3 bis 10 
Verfahren pro Jahr). 
In der Vergangenheit sind vereinzelt Fälle aufgetreten, in denen es im Vergabeverfahren 
„überraschende“ Angebote sowohl in Bezug auf die Person von Bietern als auch in Bezug 
auf unerwartet günstige Gebote gegeben hat. 
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Von erheblichen Unregelmäßigkeiten bei der Leistungserbringung (in Bezug auf 
Budgetüberschreitungen, Zeitvorgaben, Unterschreitungen der Qualitätsstandards) ist 
nichts bekannt geworden. 
 
Frankfurt führt die Ausschreibungsverfahren, die die WIBank in eigener Zuständigkeit 
oberhalb der EU-Schwellenwerte durchführen muss, mit Unterstützung externer Kanzleien 
durch. Dabei beschränkt sich die Gruppe Recht auf die Schnittstellenfunktion zwischen den 
Fachabteilungen und der externen Kanzlei sowie auf die interne 
Qualitätssicherungsfunktion. Die rechtliche Verantwortung trägt die externe Kanzlei. 
Frankfurt plant, mit einem externen Dienstleister, zum Beispiel VÖB-Service, GMSH u. a., 
einen Rahmenvertrag zur Durchführung dieser Ausschreibungsverfahren abzuschließen. Im 
Schnitt werden 1 - 2 Vergabeverfahren pro Jahr durchgeführt. Zuletzt: 
Fernerkundungsdienstleistungen. 
Die abgegebenen Angebote sind angemessen und haben vor allem rein preislich teilweise 
ordentlich auseinandergelegen. Die Anzahl der Bieter ist im Rahmen der Erwartungen 
gewesen. Aus Sicht der WIBank hat ein echter Wettbewerb auch unter den erwarteten 
Bewerbern stattgefunden. Neben den erwarteten Bewerbern hat mindestens ein weiterer 
Bewerber Interesse gezeigt bzw. ein Angebot abgegeben. 
 
 
TOP 19 
Verschiedenes 
 
Düsseldorf berichtet zum Informationsfreiheitsgesetz NRW (IFG NRW) in Fortsetzung des 
bereits im Erfahrungsaustausch am 06./07.10.2011 angemeldeten Themas, dass derzeit 
Bemühungen laufen, sowohl aus rechts- als auch aus förderpolitischen Gründen eine 
Anwendungsausnahme für die NRW.BANK zu erreichen. Hintergrund bildete ein Fall aus 
dem Jahr 2011, in dem sich die Kläger auf das IFG NRW beriefen und Recht bekamen, so 
dass Auskünfte erteilt werden mussten, die sonst nicht zu erhalten gewesen wären und dem 
Bankgeheimnis unterliegen. Der Beschluss des BVerwG vom 25.07.2016 – 7 B 37.15 – 
sowie das Urteil der Vorinstanz OVG Münster vom 02.06.2015 – 15 A 1997/12 – sind in der 
Anlage beigefügt (ANLAGEN). 
 
Die Teilnehmer-/innen tauschen sich auf Anregung Potsdams aus, ob in anderen 
Bundesländern eine Verpflichtung der Förderinstitute besteht, die Ausschreibung der 
Planungsleistungen öffentlicher Auftraggeber (u. a. kommunale Wohnungsunternehmen) zu 
überprüfen.  
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Wohnraumförderung 
101-86500 
Bereichssteuerung 
         19. Oktober 2016 

 
Übersicht Mietwohnungsbau in den Bundesländern 
Basis Angaben der Förderinstitute im Rahmen des LAKRA-Erfahrungsaustausches 
Bundes-

land 
Förderdarlehen: Darlehens-

höhe 
Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
Baden-
Württem-
berg 

Max. 3.000 €/qm je berücksich-
tigungsfähigen Gesamtkosten 
(davon 80% Darlehen, 20% als 
EK) 

Zinssatz 0,0% 
Zinsbindung wahl-
weise 10, 15 oder 25 
Jahre  

20 % 4,0% Landesseitiger 
Zuschuss 2.500€ 
pro WE ab Errei-
chung KfW-
Effizienzhaus 70 
 
KfW-
Tilgungsszuschuss 
gemäß „Energieef-
fizient Bauen (153)“ 

10, 15 oder 25 
Jahre 

Ortsübliche Ver-
gleichsmiete abzgl. 
33 % 

- Erhöhung der förderfähi-
gen Gesamtkosten auf 
3.000€/qm 
bis zu 80% der Gesamt-
kosten als Darlehen 
Eigenkapitalrendite max. 
4,0% 
mittelbare Belegung 
zulässig 

Siehe wesentli-
che Änderun-
gen seit 2014 

Bayern 
 

1) Einkommensorientierte 
Förderung (bestehend aus 
objekt- und belegungsabhängi-
gen Darlehen) 
 
2) Aufwendungsorientierte 
Förderung 
 
3) Kommunales Wohnraumför-
derungsprogramm (Zuschuss 
und Darlehen) 

1) objektabh. Darle-
hen: bis zu 50 % der 
Kostenobergrenze 
von 1.870 €/qm Wfl. 
(Erhöhungsmöglich-
keit für besonders 
förderungswürdige 
Vorhaben); Festbe-
tragsfinanzierung; 0,5 
% Zins 25 Jahre fest, 
Tilgung 1 % 
belegungsabh. Dar-
lehen: Höhe bemisst 
sich nach Belegungs-
struktur der Wohnun-
gen; 2,75 % Zins 25 
Jahre fest, 10 Jahre 
tilgungsfrei danach 1 
% 
 
2) 1.000 € je qm Wfl.; 
0,5 % Zins für 25 

1) 
keine 
Vorga-
ben 
aus 
den 
Richtli-
nien 
(wün-
schens
wert 
mind. 
15 %) 
 
2) 
mind. 
15 % 
 
3) 
mind. 
10 % 

1) keine 
genaue 
Vorgabe, 
jedoch bis 
4% zuge-
standen 
 
2) Eigenkapi-
talverzinsung 
höchstens mit 
dem Zins-
satz, der am 
Tag der 
Beantragung 
der Förder-
mittel für 
Bundesanlei-
hen mit einer 
Laufzeit von 
zehn Jahren 
gezahlt wird 
 

Keine 
 

1)+2): 100 %; 25 
Jahre Belegungs- 
und Mietpreisbin-
dung 
 
3) 100 %; 20 Jahre 
 

1) Erstvermietungs-
miete wird von der 
Bewilligungsstelle 
festgesetzt, Orientie-
rung nach örtlicher 
Durchschnittsmiete; 
Zumutbare Miete 
jedoch zwischen 3,50 
Euro und 6,00 Euro ja 
nach Einkommens-
gruppe- von der 
Bewilligungsstelle 
festgelegt 
2) nur zumutbare 
Miete je nach Ein-
kommensgruppe, 
3,50 Euro bis 6,00 
Euro; Festsetzung 
durch Bewilligungs-
stelle   
3) Miete ist so zu 
bemessen, dass sie 

1)+2) Art. 
11 
BayWoFG 
 
3) Orientie-
rungswerte 
Art. 11 
BayWoFG) 

1)+2) Investitionszu-
schuss i.H. von bis zu 
300 Euro/qm Wfl. 
 
3) Neues Förderpro-
gramm seit 2016 
 

Einführung des 
Investitionszu-
schusses und 
Vorgabe der 
Kommunen 
über Schaffung 
von geförderten 
Wohnraum in 
Zusammen-
hang mit Bau-
land/Baurecht 
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Bundes-
land 

Förderdarlehen: Darlehens-
höhe 

Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
Jahre, Tilgung 1 % 
 
3) 30 % der zuwen-
dungsfähigen Ge-
samtkosten als Zu-
schuss; bis zu 60 % 
der zuwendungsfähi-
gen Gesamtkosten 
als zinsverbilligtes 
Kapitalmarktdarlehen 
(10-, 20- oder 30-
Jahre Laufzeit)  

für einkommens-
schwache Woh-
nungssuchende 
tragbar ist (Orientie-
rungswerte § 22 Abs. 
1 SGB II) 

Berlin 
 

Var.I = 64.000 €/WE oder 1.200 
€/qm 
Var.II = 50.000 € /WE oder 
1.000 €/m²Wfl. 

Zinsatz 0%  
20 Jahre 

20% 5% Var.I = 25% 
Var.II = 0 

Mind. 66% an 
Haushalte mit 
Einkommen <140% 
§9(2) WoFG 
20 Jahre + 10 
Jahre Nachwirkung 
für Bestandsmieter 

Var.I = 6-7,50 € 
durchschn. 6,50 € 
über alle WE 
Var.II = 8 €, EOZ 
(einkommensorien-
tierte Zuschüsse) für 
Mieter max. 2 € 

3 Stufen  
gemäß  
§9(2) 
WoFG 

Einführung Variante mit 
Tilgungszuschuss, 
Wahlmöglichkeit Variante 
I und II, 
Erhöhung zulässige EK-
Verzinsung 

Noch keine 
nachhaltigen 
Aussagen 
möglich 

Branden-
burg 
 

ModInst: bis zu 1.100 € (Ob-
jektwkt. nach Maßnahme nicht 
besser als bei Antragstellung) 
Neubau: bis zu 1.800 € (höchs-
tens bis zur Objektwirtschaft-
lichkeit) 

0% Zinsen + 0,5% 
LVKB, 20 J. 

Mod-
Inst: 
15% 
Neu-
bau: 
20% 

2-3% je nach 
EK-Einsatz 

./.  20 Jahre Bele-
gungs- und Miet-
preisgrenzen für 
75% der Wohnflä-
che (ModInst tlw. 
50%) 

A: 5,50 (WBS) 
7,00 (2. Gruppe) 
B: 4,90 (WBS) 
6,00 (2. Gruppe) 
(A: Berliner Umland; 
B: Bln.-ferner Raum) 

A: § 9 Abs. 
2 WoFG/ 
WBS-
Inhaber 
B: 40% 
Überschrei-
tung 

1. Erhöhung Fördersätze 
2. Umstellung auf Objekt-
wirtschaftlichkeit 
3. EK-Verzinsung 
4. Absenkung Tilgung auf 
2% 

Erhöhung 
Fördersätze, 
EK-Verzinsung 

Bremen 
 

je nach Wohnungsgröße bis zu 
90 TEUR je WE, Zusatzdarle-
hen bis zu 5 TEUR je WE für 
besondere Kostensituationen 

Zinssubvention 
1-10 Jahr bis zu 4%, 
11-20 Jahr bis zu 2% 
Zinsbindung 10 und 
20 Jahre 
Keine VKB 

15% EK-
Verzinsung 
bis zu 4%, 
aber nicht 
offiziell aus-
gewiesen 

keine 100 % über 20 
Jahre 
(mittelbare Bele-
gung möglich) 

EUR 6,10 KfW 70 
EUR 6,50 KfW 55 
EUR 7,00 Passivhaus 
(Zuschlag für 1 Zim-
mer-Appartement 
0,70) 

bis + 60% 
§ 25 WoFG 

Erhöhung der Förderhö-
hen, 
einmaliger und lfd. VKB in 
den Zinssatz eingepreist 
uns somit zurzeit mitsub-
ventioniert, 4 Auszah-
lungsraten, 20 Jahre 
Zinsbindung 

Erhöhung der 
Förderdarlehen 
und derzeitige 
Übernahme des 
eingepreisten 
VKB durch die 
Zinssubvention 

Hamburg 1.000 €/m², Grundstück bis 640 
€/m² Wfl.  
+ Ergänzungsmodule (Energie, 
Barrierefreiheit, Aufzüge, Stell-
plätze etc.) 

1,0 % (Förderabbau: 
zweijährliche Zinszu-
schläge, die über 
Mieterhöhungen 
kompensiert werden), 
Zinsbindung analog 
Bindungsdauer; 
Zinssenkung bei 
eingebrachten 
Grundstücken auf 0% 

rd. 20% 
keine 
feste 
Vorga-
be 

Individuelle 
Bemessung 

keine Höhe k. A. 
15, 20, 30 Jahre 
(Sonderprogramm 
für WA-Bindungen : 
40 Jahre) 

2 Grenzen 
1. FW: 6,30 € 
2. FW: 8,40 € (+ lfd. 
Zuschüsse bis zu 
2,70 € je nach 
Grundstückswert und 
Projektgröße) 

1. FW: bis 
+30% 2. 
FW: bis 
+60% über 
WBS 
(Hmb-
WoFG) 

Zinsabsenkung auf ein-
heitliche 1,0 %, Auswei-
tung der energetischen 
Standards (u.a. Niedrigs-
tenergiehaus) 

u.a. Bündnis für 
das Wohnen, 
Konzeptaus-
schreibungen 
für städtische 
Grundstücke, 
30%-Quote bei 
jedem Bauvor-
haben, enge 
Vernetzung in 
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Bundes-
land 

Förderdarlehen: Darlehens-
höhe 

Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
p.a. der Stadt, 

attraktives 
Gesamtangebot 
in der Förde-
rung 

Hessen 
 

Geringe Einkommen:  
900 – 1.600 €/qm förderfähige 
Wohnfläche (abhängig von 
Grundstückskosten) + Zulagen 
 Mittlere Einkommen: 
400 – 1.100 €/qm förderfähige 
Wohnfläche 
(abhängig von Grundstückskos-
ten) + Zulagen  

0,6 % Zins  
20 Jahre fest 

15%  
Eigen-
leistung 

Keine Vor-
schriften zur 
Höhe, aber 
Objekte 
sollen wirt-
schaftlich 
sein 

Kein Tilgungsnach-
lass aber 10% 
zusätzlicher Finan-
zierungszuschuss 

Bindungsquoten bis 
100% 
 
Bindungsdauer 20 
Jahre 
(mittelbare Bele-
gung möglich) 

Geringe Einkommen: 
Mind. 15% unter 
ortsübliche Ver-
gleichsmiete 
 
Mittlere Einkommen: 
Mind. 10% unter 
ortsübliche Ver-
gleichsmiete 

Geringe 
Einkom-
men: 
§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 
HWoFG 
 
Mittlere 
Einkom-
men: 
§ 5 Abs. 1 
Nr. 1 
HWoFG + 
20% 

- Förderung von mittleren 
Einkommen möglich 
 
- zusätzlicher Finanzie-
rungszuschuss von 10% 

 

Mecklen-
burg-
Vorpom-
mern 

Zuschussprogr.: Zuschuss 
32,5% der förderfähigen Aus-
gaben, 
max. bei Neubau:  
barrierearm: 650 €/qm / 750 
€/qm barrierefre, 325 €/qm 
max. bei Ausbau Dachge-
schoss, 375 €/qm max. bei 
barrierefreiem Ausbau, 520 
€/qm max. bei Aufstockung 
,Anbau, Nutz.ändg., 600 €/qm 
max. bei barrierefr. Aufsto-
ckung, Anbau,.100 €/qm Neu-
bau Personenaufzug: 

entfällt 20 % keine Nur Zuschussförde-
rung 

100 % der geför-
derten WE für 20 
Jahre ab Bezusfer-
tigkeit 

keine WBS nach 
WoFG 

  

Nieder-
sachsen 
 
 

Förderbetrag in Abhängigkeit 
der Gesamtkosten je qm Wfl.: 
bei niedriger Einkommensgren-
ze € 1.300,00 - € 1.900,00 je 
qm Wfl., Zusatzdarlehen mög-
lich (Kleinwohnungen, Aufzüge, 
Mehraufwendungen aus behin-
derungsbedingten Maßnahmen, 
Abrissmaßnahmen) sowie 
Darlehen für Gemeinschafts-

zinslos für die Dauer 
der Zweckbindung 
(20 Jahre; bei Flücht-
lingsvornutzung bis 
zu 30 Jahre),  
0,5 % p.a . Verwal-
tungskostenbeitrag 

mind. 
25 % - 
gerin-
gere 
Quote 
kann im 
be-
gründe-
ten 
Einzel-

EK-
Verzinsung 
nicht offiziell 
ausgewiesen 
(muss unter 4 
% liegen).  

Keine  20 Jahre ab Be-
zugsfertigkeit (bei 
Flüchtlingsvornut-
zung bis zu 30 
Jahre ab Bezugs-
fertigkeit).  
 

bei niedriger Ein-
kommensgrenze:  
€ 5,60/qm Wfl. 
bei mittlerer Einkom-
mensgrenze:  
€ 7,00/qm Wfl. 

niedrige 
Einkom-
mensgren-
ze nach § 3 
NWoFG; 
mittlere 
Einkom-
mensgren-
ze nach § 5 
DVO-

Einführung einer weiteren 
Förderstufe und Möglich-
keit der Vornutzung durch 
Flüchtlinge für die Dauer 
von bis zu 10 Jahren ab 
Bezugsfertigkeit 

Entwicklung 
positiv, ent-
spricht aber 
noch nicht den 
Erwartungen. 
Weitere Anpas-
sung der Förde-
rung geplant. 
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Bundes-
land 

Förderdarlehen: Darlehens-
höhe 

Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
räume 
bei mittlerer Einkommensgren-
ze € 850,00 - € 1.225,00 je qm 
Wfl., Zusatzdarlehen wie oben 
Bei Modernisierung/Ausbau/ 
Umbau/Erweiterung bis zu 65 
% der durch die Maßnahme 
verursachten Kosten (höchs-
tens vergl. Neubau) 

fall 
zuge-
lassen 
wer-
den, 
bei 
Miet-
woh-
nungen 
jedoch 
nicht 
unter 
15 % 

NWoFG 

Nord-
rhein-
Westfa-
len 

Einkommensgruppe A (EnEV 
2016): 1.180 € bis 1.765 € 
(Bedarfsregionen), Zusatzdar-
lehen möglich (Kleinwohnun-
gen, Aufzüge, Passivhausstan-
dard, Mieteinfamilienhaus, 
Kosten für Standortaufbereitung 
–Tilgungs-nachlass 50 %) 
Einkommensgruppe B (EnEV 
2016): 535 € bis 1.180 € (Be-
darfsregionen) Zusatzdarlehen 
s.o. 

Mietniveau  
1 + 2: 0,5 % bis zu 25 
Jahre fest 

Mietniveau  
3 + 4: 0,0 % 10 Jahre 
fest danach 0,5 % 
maximale weitere 15 
Jahre, jeweils zuzüg-
lich 0,5 % VKB 

i.d.R. 
20 % 
(Anrech
rech-
nung 
Til-
gungs-
nach-
lässe 
bis zu 
10 %) 

EK-Ver-
zinsung nicht 
offiziell aus-
gewiesen, 
aber in aus-
reichendem 
Maß zuge-
standen 

Mietniveau 1+2: 10 
%,  
Mietniveau 3: 15%, 
Mietniveau 4:  
25 % 

100 % über 20 und 
25 Jahre (Bedarfs-
regionen) 

A: 4,25 bis 5,75  

(6,25 ) 

B: 5,35 bis 6,65  

(7,15) 

A: § 13 
WFNG 

B: Über-
schreitung 
bis 40 % 

Einführung Tilgungsnach-
lässe, sowie Anrechnung 
als Eigenkapital, Redu-
zierung Zinssatz 

Tilgungs-
nachlässe, 
Reduzierung 
Zinssatz 

Rhein-
land-
Pfalz 
 

Grunddarlehen: 
910 – 1600 €/m² (Einhaltung 
Einkommsgr. LWoFG) 
580 – 940 €/m² Einkommensgr. 
LWoFG + 60%) 
Maximal 70 % der Gesamtkos-
ten 
Zusatzdarlehen möglich für 
standortbed. Mehrkosten, 
schwerbehinderten Maßnah-
men, Aufzüge, techn. Unter-
stützungssysteme für das 
Wohnen im Alter 
  

Einhaltung Einkom-
mensgr. Zinsbindung 
20 ‚Jahre: 
0,0 % 10 Jahre 
0,5 % 5 Jahre 
1,0 % 5 Jahre 
 
Einkommensgr.+60%  
Zinsbindung 15 Jahre 
0,0 % 5 Jahre 
0,5 % 5 Jahre  
1,0 % 5Jahre 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
15 % 

EK-
Verzinsung 
nicht offiziell 
ausgewiesen; 
berücksichtigt 
bei der Fest-
setzung der 
Förderbeträ-
ge 

Grunddarlehen: 
Je nach Fördermie-
tenstufe und Ein-
kommensgrenze-
zwischen 5 % und 
20 %. Kein Til-
gungszuschuss in 
den Fördermieten-
stufen 1 und 2. 
Zusatzdarlehen: 
25 %in allen För-
dermietenstufen 
und unabhängig 
von der Einkom-
mensgrenze 

Keine Bindungs-
quoten 
 
Bindungsdauer  
20 Jahre bzw. 15 
Jahre(siehe Zins-
bindung) 

Einhaltung Ein-
kommsgr. LWoFG: 
4,00 € bis 6,40 € 
 
Einkommensgr. 
LWoFG + 60% 
4,30 € bis 7,25 € 

§ 13 
LWoFG 
 
 
 
§ 13 
LWoFG 
+ 60 % 

-Einführung Til gungszu-
schüsse 
 
- Erhöhung der  Grundför-
derung 
 
- Erhöhung der Fördermie-
ten in einzelnen Förder-
mietenstufen 
 
- neue Zuordnung von 
Gemeinden in höhere 
Fördermietenstufen 
 
- Zusatzdarlehen für 
Aufzüge 

Tilgungszu-
schuss, 
höhere Förde-
miete, höhere 
Förderbeträge 

Saarland Bis 30% der Gesamtkosten 1,90% p.a. 20% k.A. Keine 100% / 10 Jahre 3,60 – 4,50 ortsab- WBS nach keine k.A. 
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Bundes-
land 

Förderdarlehen: Darlehens-
höhe 

Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
 max. 500 EUR / qm 30 Jahre fest hängig WoFG 
Sachsen 
(Richtli-
nienent-
wurf) 
 

Zuschussförderung 35 % der 
Angebotsmiete, max. 3,50 €/m² 
Wfl. auf 15 Jahre 

37.800 € Zuschuss  
pro WE (60 qm) 

-- -- -- 100 % über 15 
Jahre, mittelbare 
Belegung möglich 

Angebotsmiete abzgl. 
Förderung  
 

Haushalte 
mit An-
spruch auf 
Wohnbe-
rechtigungs
gungs-
schein 
nach 
WOFG 

Neu ab 2017  

Sachsen-
Anhalt 
 

Fehlanzeige; 
keine Förderung im Mietwoh-
nungsbau 

         

Schles-
wig-
Holstein 

Neubau 1. Förderweg 
bis zu 85 % der angemessenen 
Gesamtkosten, im 2-Phasen-
Modell bis zu 100 % 

Je nach Dauer der 
Zweckbindung: 
 
10 Jahre zinsfrei, 
danach Erhöhung alle 
5 Jahre um 0,25 %, 
ab 21. Jahr 2,5 % 
 
20 Jahre zinsfrei, 
danach Erhöhung alle 
5 Jahre um 0,25 %, 
ab 36. Jahr 2,5 % 
 
Umrüstdarlehen für 
Phase 2: 20 Jahre 
zinsfrei, danach 2,5 
% 
 
jeweils zzgl. VKB: 0,5 
% auf jeweiliges 
Restkapital, jedoch 
mind. 0,2 % auf 
Ursprungskapital 

Keine 
Festle-
gung 

Erzielte 
Rendite muss 
unter Markt-
rendite liegen 

keine Wahlmöglichkeit: 
20 oder 35 Jahre 

Einteilung in vier 
Regionalstufen 
Reg.stufe 1: 4,85 € 
Reg.stufe 2: 5,20 € 
Reg.stufe 3: 5,65 € 
Reg.stufe 4: 5,80 € 
Miete gilt für die 
ersten 4 Jahre ab 
Bezugsfertigkeit 
Ab dem 5. Jahr bis 
zum Ende der 
Zweckbindung Miet-
erhöhungen nach 
BGB, aber Mieterhö-
hung innerhalb von 3 
Jahren um nicht mehr 
als 6 % 
Bei Wohnungen für 
kinderreiche Familien 
Verringerung der 
Miete um 0,51 € 
Bei Errichtung eines 
Mehrfunktionsraumes 
zur Bildung einer soz. 
Hausgemeinschaft 
Erhöhung um bis zu 
0,15 € 

Regelun-
gen des 
SHWoFG 
in Verbin-
dung mit 
der 
SHWoFG-
DVO 
 

Erhöhung der Mietober-
grenze durch Einführung 
der Regionalstufe 4 
Einführung des 2-
Phasen-Modells als 
neuer Fördergegenstand 
mit Finanzierung der 
späteren Umrüstung 

 

 Neubau 2. Förderweg 
bis zu 85 % der angemessenen 
Gesamtkosten 

20 Jahre zinsfrei, 
danach 2,5 % 
 

Keine 
Festle-
gung 

Erzielte 
Rendite muss 
unter Markt-

keine 20 Jahre 7 € 
 
Miete gilt für die 

Regelun-
gen des 
SHWoFG 
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Bundes-
land 

Förderdarlehen: Darlehens-
höhe 

Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
zzgl. VKB: 0,5 % auf 
jeweiliges Restkapi-
tal, jedoch mind. 0,2 
% auf Ursprungskapi-
tal 

rendite liegen ersten 4 Jahre ab 
Bezugsfertigkeit 
Ab dem 5. Jahr bis 
zum Ende der 
Zweckbindung Miet-
erhöhungen nach 
BGB, aber Mieterhö-
hung innerhalb von 3 
Jahren um nicht mehr 
als 6 % 
 
Wohnungen für 
kinderreiche Familien 
und Mehrfunktions-
raumes wie 1. För-
derweg 

in Verbin-
dung mit 
der 
SHWoFG-
DVO 

Thürin-
gen 
 

ThürModR-Förderung der 
Modernisierung und Instand-
setzung von Mietwohnungen  
# Baudarlehen kann bis zu 80% 
der Gesamtkosten in Anspruch 
nehmen 
# max. TEUR 60 je geförderter 
WE 
# ein Baukostenzuschuss von 
max. 15 % kann gewährt wer-
den 
# gefördert werden bauliche 
Maßnahmen die den Ge-
brauchswert erhöhen; Maß-
nahmen der modernisierungs-
bedingten und/oder technisch 
notwendigen Instandsetzung 
sowie heizenergiesparende 
Maßnahmen 

# zinslos während der 
gesamten Darlehens-
laufzeit 

i.d.R. 
20 % 
der 
Gesamt
samt-
kosten 
(in 
beson-
ders 
be-
gründe-
ten 
Fällen 
z.b. 
Bau-
denk-
mäler, 
10 % 
der 
Gesamt
samt-
kosten) 
 

kann bis zu 2 
% gewährt 
werden 

# 15 %: bei freiwilli-
ger Verlängerung 
der Mietpreis- und 
Belegungsbindung 
um weitere 5 Jahre 
 
# 10 %: bei einer 
barrierefreien bzw. 
behindertengerech-
ten Ausstattung 
 
# 10 %: bei einer 
Unterschreitung der 
EnEV um mind. 40 
% 

# Mietpreisbindung:  
15 Jahre 
 
# Belegungsbin-
dung: 15 Jahre 
(davon kann abge-
sehen werden , 
wenn das Objekt 
vor 1949 in konven-
tioneller Bauweise 
errichtet wurde 
oder bei „Schlichts-
anierungen“  

# Kategorie I  
5,50 EUR/m² -  
Erfurt, Weimar, Jena 
 
# Kategorie II  
5,30 EUR/m² -  
Gemeinden > 20.000 
Einwohner 
 
# Kategorie III  
4,90 EUR/m² -  
Gemeinden ≤ 20.000 
Einwohner 

für Mieter: 
§ 10 Thür-
WoFG 

# Einführung der festge-
legten Mietpreisober-
grenzen 
 
# Einführung Baukosten- 
und Tilgungszuschüsse 
 
# Baudarlehen kann bis 
zu 80 % der Gesamtkos-
ten in Anspruch genom-
men werden 
 
 

# Baukosten- 
und Tilgungs-
zuschüsse 
 
# Möglichkeit 
der Inan-
spruchnahme 
des Baudarle-
hens bis zu 80 
% der GK 

 Innenstadtstabilisierung (ISSP) 
# Baudarlehen kann bis zu 80% 
der Gesamtkosten in Anspruch 
nehmen 
# ein Baukostenzuschuss von 
max. 15 % kann gewährt wer-
den 
# gefördert wird der Bau und 
Umbau (Ausbau oder Erweite-

# zinslos für die 
ersten 15 Jahren 
# danach bis zum 
Ende der Laufzeit mit 
3 % 
# das zuständige 
Ministerium kann 
ganz oder teilweise 
auf die Zinserhöhung 

# Mietpreisbindung:  
15 Jahre 
 
# Belegungsbin-
dung: 15 Jahre 
(Ausnahme: Sanie-
rungs-/ Erhaltungs-/ 
Kerngebiet gem. 
BauNVO) 
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Bundes-
land 

Förderdarlehen: Darlehens-
höhe 

Förderdarlehen: 
Zinshöhe und 
Zinsbindung 

EK-
Quote 

zugestan-
dene EK-

Verzinsung 

Tilgungsnachläs-
se 

Bindungsquoten 
und -dauern 

Mietpreisgrenzen 
€/m2 Wohnfläche 

Einkom-
mensgrup-

pen 

Wesentliche Änderun-
gen seit 2014 

Gründe für 
positive Ent-
wicklung - 

Erfolgsfaktoren 
rung bestehender Gebäude) 
von Miet- und Genossen-
schaftswohnungen in besonde-
ren Gebietskulissen auf Grund-
stücken, die aus städtebauli-
chen oder wohnungswirtschaft-
lichen Gründen für den Miet-
wohnungsbau geeignet sind. 

verzichten 
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Wohnraumförderung 
101-86500 
Bereichssteuerung 
        19. Oktober 2016 

 
Übersicht Energieeffizienz in der Wohnraumförderung 
Basis Angaben der Förderinstitute im Rahmen des LAKRA-Erfahrungsaustausches 
 

Bundesland Energetischer Standard in der 
Wohnraumförderung 

Nutzung des Angebots der KfW Globaldarle-
hen (EH 70)Förderdarlehen: Zinshöhe und 
Zinsbindung (im Eigenheim oder Mietwoh-

nungsbereich) – Gründe gegen eine Nutzung 

Förderangebote mit höheren ener-
getischen Anforderungen vorhanden 

oder geplant  

Einschätzung der Notwendigkeit einer 
weiteren Verschärfung der energetischen 

Anforderungen 

Baden-
Württemberg 

Aktuell gültige EnEV ist ausrei-
chend  

Das Angebot der KfW mit Effizienzhaus 70 
wird genutzt. Verbilligung auf 0,0% für 10, 15 
oder 25 Jahre 

- Keinerlei Verschärfung notwendig, rege 
Nutzung des Angebots Effizienzhaus 70 
oder Neubau nur nach EnEV 

Bayern Grundsätzlich EnEV, keine weite-
ren Vorgaben der BayernLabo, 
jedoch höhere Anforderungen an 
die Bauvorhaben durch städtebau-
liche Verträge möglich 

Wird nicht in Anspruch genommen Nein Eine Verschärfung der energetischen 
Anforderungen über die EnEV hinaus ist 
nach Einschätzung der BayernLabo nicht 
erforderlich. 

Berlin Kein Kriterium Nutzung zur Refinanzierung unseres Förder-
ergänzungsdarlehens; Nachfrage gering, 
marktübliche Zinsen 

Aktuell nicht Nicht notwendig 

Brandenburg Einhaltung EnEV 2016 reicht in der 
sozialen Wohnraumförderung aus 

Ja (Mietwohnungsbereich), KfW-Zinssätze 
gem. deren Programm 

./. Verschärfung nicht notwendig 

Bremen Mind. KfW Effizienzhaus 70 Nutzung Globaldarlehensvertrag auf Basis 
KfW-Programm Energieeffizient Bauen im 
Mietwohnungsneubau (EH 70) 
Zinssubvention 
1.-10. Jahr bis zu 4%, 
11.-20. Jahr bis zu 2% 
Zinsbindung 10 und 20 Jahre 
Zzt. Keine Eigentumsneubauförderung 

Die Mietwohnraumförderung sieht 
eine Förderung bis Passivhaus-
Standard vor; dann werden höhere 
Mietgrenzen zugrunde gelegt (s. 
Übersicht Mietwohnungsbau)  

Die Notwendigkeit einer Verschärfung wird 
nicht gegesehen. 

Hamburg Einhaltung EnEV 2016 reicht in der 
sozialen Wohnraumförderung aus 

Ja, alle möglichen Zinsvarianten (sowohl 
Höhe als auch Bindung) der KFW. Angebot 
richtet sich ausschließlich für den geförderten 
Mietwohnungsbau (soziale Wohnraumförde-
rung) 

Ja, laufende Zuschüsse „Energie-
sparendes Bauen“ (jeweils verteilt 
über 10 Jahre) für IFB-
Effizienzhaus 40 / IFB-Passivhaus 
in Höhe von 120 €/m², IFB-
Niedrigstenergie-Haus in Höhe von 

Die IFB Hamburg hat mit ihrem Angebot 
vielfältige Möglichkeiten, dass Investoren 
im Rahmen von Konzepten höhere ener-
getische Standards nutzen können. 2012 
wurde der Eingangsstandard auf das 
gesetzliche Niveau gesenkt, um den In-
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Bundesland Energetischer Standard in der 
Wohnraumförderung 

Nutzung des Angebots der KfW Globaldarle-
hen (EH 70)Förderdarlehen: Zinshöhe und 
Zinsbindung (im Eigenheim oder Mietwoh-

nungsbereich) – Gründe gegen eine Nutzung 

Förderangebote mit höheren ener-
getischen Anforderungen vorhanden 

oder geplant  

Einschätzung der Notwendigkeit einer 
weiteren Verschärfung der energetischen 

Anforderungen 

130 €/m² und IFB-Effizienzhaus-
Plus in Höhe von 140 €/m². 

vestoren keine Grenzen in der Nutzung 
der Förderung zu setzen und damit die 
hohen Baubedarfe zu ermöglichen. Dies 
gilt weiter. Derzeit werden vermehrt Über-
legungen zu energetischen Quartierskon-
zepten angestellt. 

Hessen Einhaltung EnEV 2016 reicht in der 
Wohnraumförderung des Landes 
Hessen aus 

Globalvertrag mit der KfW wurde abgeschlos-
sen, nur Mietwohnungsbau., Schwerpunkt: 
kommunale Gesellschaften oder Genossen-
schaften  

Vorhanden Refinanzierung über 
KfW: 

a) Darlehen KfW EH 55 /        
KfW EH 40 / KfW EH 40 
Plus (Neubau) 

b) Darlehen KfW EH 85 /         
KfW EH 70 / KfW EH 55 
(Bestand) 

c) zusätzlicher Tilgungszu-
schuss des Landes Hes-
sen zu o. g. Darlehen 
(Neubau: 3,5 % / Bestand: 
5,0 % des Darlehensno-
minalbetrages) 

Es wird keine Notwendigkeit einer weite-
ren Verschärfung gesehen. 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Einhaltung EnEV 2016 reicht in der 
sozialen Wohnraumförderung aus 

Keine Nutzung des Globaldarlehensvertrages 
der KfW – Begründung: kein Konkurrenzpro-
dukt zur bestehenden Förderung 

nein Verschärfung energetischer Anforderun-
gen nicht notwendig, Schaffung bezahlba-
rer insbesondere barrierearmer/ barriere-
freier Wohnraum steht im Vordergrund  

Niedersachsen Einhaltung EnEV in der jeweils 
geltenden Fassung 

Derzeit kein Einsatz des Globaldarlehens. 
Nicht kompatibel zur sozialen Wohnraumför-
derung in Nds. Mögliche Konkurrenz nicht so 
ausschlaggebend für den Nichteinsatz.  
Seitens der NBank werden konzeptionelle 
Überlegungen angestellt, das Globaldarlehen 
für studentisches Wohnen und Wohnen für 
Werkarbeiter  einzusetzen. 

Derzeit sind keine Änderungen 
geplant. 

EnEV  wird als ausreichend erachtet, da 
weitere Einsparungen relativ kosteninten-
siv erkauft werden. Die NBank hält es für 
effizienter, bei gleichem Mitteleinsatz 
deutlich mehr Wohnraum zu sanieren 
bzw. zu erstellen, als dass die energeti-
schen Anforderungen weiter angehoben 
werden.  
 

Nordrhein-
Westfalen 

Einhaltung EnEV 2016 reicht in der 
sozialen Wohnraumförderung aus 

Keine Nutzung des Globaldarlehensvertrages 
der KfW – Begründung: kein Konkurrenzpro-
dukt zur bestehenden Förderung 

Grundsätzliche Möglichkeit der 
Förderung des Passivhausstan-
dards (Zusatzdarlehen 100 €/m2 

bei 50 % Tilgungsnachlass) 

Verschärfung energetischer Anforderun-
gen nicht notwendig, eher strategischer 
quartiersbezogener Ansatz bzw. Verbes-
serung des lokalen Beratungsangebotes 
zur Nutzung bestehender Förderangebote 
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Bundesland Energetischer Standard in der 
Wohnraumförderung 

Nutzung des Angebots der KfW Globaldarle-
hen (EH 70)Förderdarlehen: Zinshöhe und 
Zinsbindung (im Eigenheim oder Mietwoh-

nungsbereich) – Gründe gegen eine Nutzung 

Förderangebote mit höheren ener-
getischen Anforderungen vorhanden 

oder geplant  

Einschätzung der Notwendigkeit einer 
weiteren Verschärfung der energetischen 

Anforderungen 

Rheinland-Pfalz Einhaltung EnEV 2016  Keine Nutzung des KFW-Angebots zur Ver-
meidung von Konkurrenzprodukten  

Keine vorhanden, keine Planung 
bekannt 

 

Saarland Einhaltung EnEV ausreichend Grundsätzlich keine Globaldarlehen mit der 
KfW 

nein Keine Verschärfung der energetischen 
Anforderungen notwendig 

Sachsen RL Wohnraumförderung: energeti-
sche Anforderungen der einzelnen 
wohnwirtschaftlichen KfW-
Programme müssen erfüllt werden 
Mietwohnungsbauprogramm – 
Entwurf (soziale Wohnraumförde-
rung): Einhaltung EnEV 2016 reicht 
aus 

Nutzung des Angebots der KfW Globaldarle-
hen (EH 70) zur Schaffung von selbstgenutz-
tem Wohneigentum  
Förderdarlehen: Förderzins für die ersten 10 
Jahre: 0,25 %  
Zinsbindung: 10 bzw. 20 Jahre  

 RL Wohnraumförderung:  
- EES – Förderung aller 

weiteren KfW-EH-
Standards  

- EEB – beim Neubau von 
selbstgenutztem Wohnei-
gentum - EH 55 und bes-
ser  

 

Verschärfung energetischer Anfor-
derungen nicht notwendig 

Sachsen-Anhalt Einhaltung der EnEV 2016 reicht 
aus 

Keine Nutzung des Globaldarlehensvertrages 
der KfW – Begründung: keine Förderung im  
Mietwohnungsbau 

nein Eine weitere Verschärfung der energeti-
schen Anforderungen wird nicht gesehen, 
da Aufwand- /Nutzenverhältnis immer 
unausgeglichener wird  

Schleswig-Holstein Mietwohnungsbau: 
In der sozialen Wohnraumförde-
rung Neubau EffizienzhausSH 70, 
bei Sanierung und Modernisierung 
mind. EffizienzhausSH 115. 
Im Programm „Erleichtertes Bau-
en“, mit einem abgesenkten 
Baustandard, reicht die Einhaltung 
der EnEV 2016 aus. 
Eigentumsbereich: 
Neubau mind. EffizienzhausSH 70 
Bestand mind. EffizienzhausSH 115 

In Vorbereitung für Mietwohnungsbau. In Planung im Rahmen des Eigen-
vermögens der IB.SH Unterschrei-
tung der EnEV 2016 um ca. 15°%. 

Aktuell nicht notwendig. 

Thüringen Es werden in den beiden Förder-
programmen keine Verschärfungen 
der EnEV vorgenommen 

Nutzung des Globaldarlehensvertrages der 
KfW für die Programme 151/152 bis 
31.12.2016: danach voraussichtlich keine 
Verlängerung 

in den beiden Förderprogrammen 
des Landes werden Tilgungszu-
schüsse bis zu 10 % gewährt, bei 
einer Unterschreitung der Grenz-
werte der EnEV um mind. 40 % 

Verschärfung der energetischen Vorgaben 
nicht notwendig. Energetischer Standard 
(EnEV) befindet sich bereits auf einem 
hohen Niveau 
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BVerwG, Beschluss vom 25.07.2016 - 7 B 37.15

Titel:

Kein Vorrang des Bankgeheimnisses vor Recht auf Informationszugang 

Normenketten:

GG Art. 31, Art. 70 Abs. 1

NWIFG § 4 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 

Leitsätze:

1. Das Bankgeheimnis ist nicht als eine an öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute gerichtete Regelung des Informationszugangs iSd § 4 Abs. 2 
S. 1 NWIFG zu verstehen.   (redaktioneller Leitsatz)

2. Der Regelungsbereich des § 4 Abs. 2 S. 1 NWIFG überschneidet sich nicht 
mit dem des Bankgeheimnisses. (redaktioneller Leitsatz)

Rechtsgebiete:

Verwaltungsverfahren und -prozess, Sonstiges besonderes Verwaltungsrecht

Schlagworte:

Informationszugang, Bankgeheimnis, Kreditinstitut, Regelungsbereich

Vorinstanzen:

OVG Münster, Urteil vom 02.06.2015 - 15 A 1997/12

VG Düsseldorf, Urteil vom 06.07.2012 - 26 K 4363/11

ECLI:

ECLI:DE:BVERWG:2016:250716B7B37.15.0

BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

BESCHLUSS

BVerwG 7 B 37.15 

VG Düsseldorf - 06.07.2012 - AZ: VG 26 K 4363/11 

OVG Münster - 02.06.2015 - AZ: OVG 15 A 1997/12 

In der Verwaltungsstreitsache hat der 7. Senat des Bundesverwaltungsgerichts

am 25. Juli 2016

durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Nolte

und die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Keller und Böhmann

beschlossen:
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Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 2. Juni 2015 wird 
zurückgewiesen.

Die Beklagte trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Beschwerdeverfahren auf 5 000 € 
festgesetzt.

Gründe:

I Die Beklagte, ein Kreditinstitut in der Form einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts, lehnte einen Antrag des Klägers nach dem Informationsfreiheitsgesetz Nordrhein
-Westfalen (IFG NRW) auf Zugang zu Informationen im Zusammenhang mit der 
Gewährung von Wohnungsbauförderdarlehen unter anderem unter Berufung auf das 
Bankgeheimnis ab.

Das Verwaltungsgericht verpflichtete die Beklagte zur Beantwortung der vom Kläger 
gestellten Fragen. Das Oberverwaltungsgericht hat die Berufung der Beklagten 
zurückgewiesen. Der Kläger habe einen Informationszugangsanspruch nach § 4 Abs. 1 
IFG NRW. Das Bankgeheimnis sei - ungeachtet seines Geltungsgrundes - keine 
besondere Rechtsvorschrift im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW, die den 
Bestimmungen des Informationsfreiheitsgesetzes NRW vorgehe. Das Bankgeheimnis 
regele nicht bereichsspezifisch den Informationszugang außenstehender Dritter zu 
amtlichen Informationen, die öffentliche Kreditinstitute vorhielten. Unbeschadet dessen 
lasse sich zudem keine ständige und lang andauernde gewohnheitsrechtliche Übung 
dahingehend feststellen, dass das Bankgeheimnis den Informationszugang auch in 
öffentlich-rechtlichen Förderverhältnissen sperre, in die öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute als Darlehensgeber eingebunden seien. Daraus folge zugleich, dass das 
Bankgeheimnis die landesgesetzlichen Regelungen des Informationsfreiheitsgesetzes 
NRW nicht nach Art. 31 GG verdränge. Dem Land stehe die Gesetzgebungskompetenz 
nach Art. 70 Abs. 1 GG auch zu, soweit das Informationsfreiheitsgesetz NRW im 
Einzelfall Informationszugangsansprüche gegen öffentlich-rechtliche Kreditinstitute 
betreffen könne. Ablehnungsgründe stünden dem Anspruch des Klägers nicht entgegen.

Das Oberverwaltungsgericht hat die Revision gegen sein Urteil nicht zugelassen. 
Dagegen richtet sich die Beschwerde der Beklagten.

II Die auf die Zulassungsgründe des § 132 Abs. 2 Nr. 1 und 3 VwGO gestützte 
Beschwerde hat keinen Erfolg.

1. Die Revision ist nicht wegen grundsätzlicher Bedeutung (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) 
zuzulassen.

Grundsätzlich bedeutsam ist eine Rechtssache nur dann, wenn in dem angestrebten 
Revisionsverfahren die Klärung einer bisher höchstrichterlich ungeklärten, in ihrer 
Bedeutung über den der Beschwerde zugrunde liegenden Einzelfall hinausgehenden 
klärungsbedürftigen Rechtsfrage des revisiblen Rechts (§ 137 Abs. 1 VwGO) zu erwarten 
ist. Die Rechtsfrage und der Klärungsbedarf müssen in der Beschwerdebegründung 
dargelegt werden (§ 133 Abs. 3 Satz 3 VwGO). Diesen Anforderungen wird die 
Beschwerdebegründung nicht gerecht.

a) Hinsichtlich der ersten von der Beklagten als grundsätzlich bedeutsam aufgeworfenen 
Frage,
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ob das im Bundesrecht verankerte Bankgeheimnis einem landesgesetzlichen 
Informationszugangsanspruch entgegensteht, mit dem außenstehende Dritte bei 
öffentlich-rechtlich organisierten Kreditinstituten den Zugang zu amtlichen 
Informationen über Darlehensverhältnisse zwischen dem Kreditinstitut und seinen 
Darlehensnehmern begehren,

wird ein Klärungsbedarf nicht hinreichend dargelegt.

aa) Das Berufungsgericht geht davon aus, dass nur solche Vorschriften als besondere 
Rechtsvorschriften im Sinne von § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW gegenüber dem 
Informationsfreiheitsgesetz NRW vorrangig sind, die denselben Sachverhalt abschließend 
(identisch oder abweichend) regeln. Eine besondere Rechtsvorschrift liege dann vor, 
wenn ihr auf den Informationszugang bezogener Anwendungsbereich in sachlicher oder 
persönlicher Hinsicht beschränkt sei. Nur dann, wenn spezialgesetzliche Regelungen des 
Bundes- oder Landesrechts für einen gesonderten Sachbereich oder bestimmte 
Personengruppen einen begrenzten Informationsanspruch vorsähen, sei in einem 
zweiten Schritt - anhand des Schutzzwecks des Spezialgesetzes - zu prüfen, ob diese 
Grenzen auch für den Anspruch aus § 4 Abs. 1 IFG NRW bindend seien (UA S. 14 f.).

bb) Diese Auslegung von § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW durch das Berufungsgericht betrifft 
irrevisibles Landesrecht. Gegenstand revisionsgerichtlicher Prüfung kann allein die 
Auslegung der bundesrechtlichen Bestimmungen sein, die bei der Subsumtion unter den 
landesrechtlichen Begriff der besonderen Rechtsvorschrift zugrundezulegen sind 
(BVerwG, Beschluss vom 14. Mai 2012 - 7 B 53.11 - Buchholz 404 IFG Nr. 8 Rn. 6 
m.w.N.). Dies kann allenfalls zu der Frage führen, ob das bundesrechtliche 
Bankgeheimnis einen Informationszugangsanspruch Dritter abschließend regelt (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 20. Mai 2010 - 7 B 28.10 - juris Rn. 6 f.) und deswegen eine 
besondere Rechtsvorschrift im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW darstellt.

Das Berufungsgericht hat diese Frage mit der Begründung verneint, dass Inhalt des 
Bankgeheimnisses die Pflicht zur Verschwiegenheit über kundenbezogene Tatsachen und 
Wertungen sei; diese Pflicht beziehe sich ausschließlich auf das Verhältnis zwischen der 
Bank und ihrem Vertragspartner (UA S. 16 f.). Auch eine systematische Betrachtung des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW lasse erkennen, dass das Bankgeheimnis keine 
abschließende Spezialvorschrift über den Zugang zu amtlichen Informationen darstelle 
(UA S. 18 f.).

Einen hierauf bezogenen grundsätzlichen Klärungsbedarf zeigt die Beschwerde nicht auf. 
Sie beschränkt sich auf den Hinweis, dass das Bankgeheimnis den Informationszugang 
(auch) gegenüber öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten "sperre", ohne darzulegen, 
weshalb es den Informationszugang Dritter zu amtlichen Unterlagen abschließend regeln 
und damit im Sinne einer "besonderen Rechtsvorschrift" eine von § 4 Abs. 1 IFG NRW 
abweichende bereichsspezifische Regelung darstellen könnte.

Anhaltspunkte hierfür lassen sich auch der von der Beschwerde in Bezug genommenen 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs nicht entnehmen. Danach hat das 
Bankgeheimnis einen "rein schuldrechtlichen Charakter" (BGH, Urteil vom 27. Februar 
2007 - XI ZR 195/05 - BGHZ 171, 180 = juris Rn. 18). Im Hinblick auf die von der 
Beschwerde erwähnten markenrechtlichen Auskunftsansprüche hat der 
Bundesgerichtshof mittlerweile entschieden, dass ein generelles Recht eines 
Bankinstituts zur Auskunftsverweigerung unter Berufung auf das Bankgeheimnis nicht 
mit Unionsrecht vereinbar sei (BGH, Urteil vom 21. Oktober 2015 - I ZR 51/12 - ZIP 
2016, 1185 Rn. 35). Eine Aussage über die abschließende Regelung von 
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Auskunftsansprüchen gegenüber öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten treffen diese 
Entscheidungen nicht. Sie befassen sich vielmehr mit den aus dem Bankgeheimnis in 
bestimmten Rechtsverhältnissen abzuleitenden spezifischen Rechtsfolgen.

b) Im Hinblick auf die Frage,

ob das Bankgeheimnis den Informationszugang auch dann sperrt, wenn es sich um 
amtliche Informationen handelt, welche die Gewährung von Förderdarlehen betreffen, 
die das um Auskunft ersuchte öffentlich-rechtliche Kreditinstitut auf der Grundlage 
öffentlich-rechtlicher Förderzusagen der zuständigen Bewilligungsbehörden an die 
Zuwendungsempfänger gewährt hat,

zeigt die Beschwerde ebenfalls keinen grundsätzlichen Klärungsbedarf auf.

In diesem Zusammenhang führt das Berufungsgericht aus, es lasse sich keine 
gewohnheitsrechtliche Übung dahingehend feststellen, dass das Bankgeheimnis den 
Informationszugang auch in öffentlich-rechtlichen Förderverhältnissen sperre, in die 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute als Darlehensgeber eingebunden seien (UA S. 17 f.). 
Bei dem betreffenden Teil der Urteilsgründe handelt es sich, wie eingangs klargestellt 
und auch von der Beschwerde zugrunde gelegt wird, um eine selbständig tragende 
Begründung. Im Falle einer Mehrfachbegründung des Urteils kann die Revision jedoch 
nur zugelassen werden, wenn hinsichtlich jeder dieser Begründungen ein 
Zulassungsgrund geltend gemacht wird und vorliegt (BVerwG, Beschluss vom 20. 
Dezember 2010 - 7 B 67.10 - juris Rn. 8 m.w.N.). Letzteres ist nach den obigen 
Ausführungen nicht der Fall.

c) Die Frage,

ob die Gesetzgebungskompetenz des Landes nach Art. 70 Abs. 1 GG auch den Erlass 
von Regelungen über Informationszugangsansprüche gegen öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute umfasst, welche solche amtlichen Informationen betreffen, die dem 
Bankgeheimnis unterliegen,

würde sich in einem Revisionsverfahren nicht stellen.

Sie ist nicht entscheidungserheblich, weil das Bankgeheimnis nach der - wie bereits 
dargelegt - nicht zu beanstandenden Rechtsauffassung des Berufungsgerichts nicht als 
eine an öffentlich-rechtliche Kreditinstitute gerichtete Regelung des 
Informationszugangs im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW zu verstehen ist. Die von 
der Beschwerde erörterten kompetenzrechtlichen Fragen bedürfen daher mangels einer 
Überschneidung der Regelungsbereiche des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW und des 
Bankgeheimnisses keiner Klärung. Im Übrigen schlösse eine dem Bundesrecht 
entstammende besondere Rechtsvorschrift schon nach dem in § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG 
NRW zum Ausdruck kommenden Geltungsanspruch des Informationsfreiheitsgesetzes 
NRW einen Anspruch nach diesem Gesetz aus (vgl. BVerwG, Beschluss vom 15. Oktober 
2007 - 7 B 9.07 - Buchholz 451.09 IHKG Nr. 20 Rn. 13).

2. Die Revision ist nicht wegen eines Verfahrensfehlers (§ 132 Abs. 2 Nr. 3 VwGO) 
zuzulassen.

Mit der Rüge, das Berufungsgericht habe das Vorliegen der tatsächlichen 
Voraussetzungen einer "gewohnheitsrechtlichen Übung" nicht durch ein 
Sachverständigengutachten aufgeklärt und damit gegen § 86 Abs. 1 VwGO verstoßen, 
dringt die Beschwerde nicht durch.

Die Aufklärungsrüge erfordert die substantiierte Darlegung, welche Tatsachen auf der 
Grundlage der materiell-rechtlichen Auffassung der Vorinstanz aufklärungsbedürftig 
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waren, welche Aufklärungsmaßnahmen hierfür in Betracht kamen, welche tatsächlichen 
Feststellungen dabei voraussichtlich getroffen worden wären und inwiefern diese 
Feststellungen nach der maßgeblichen Rechtsauffassung der Vorinstanz zu einer für den 
Kläger günstigeren Entscheidung hätten führen können. Weiterhin muss entweder 
dargelegt werden, dass bereits im Verfahren vor dem Tatsachengericht auf die 
Vornahme der Sachverhaltsaufklärung, deren Unterlassen nunmehr gerügt wird, 
hingewirkt worden ist oder aufgrund welcher Anhaltspunkte sich dem Gericht die 
bezeichneten Ermittlungen auch ohne ein solches Hinwirken hätten aufdrängen müssen 
(stRspr, vgl. BVerwG, Beschluss vom 19. August 1997 - 7 B 261.97 - Buchholz 310 § 
133 <n.F.> VwGO Nr. 26 S. 14 f.).

Daran fehlt es hier. Die Beschwerde beschränkt sich zur Begründung ihrer Annahme, 
dem Berufungsgericht habe sich die Einholung eines Sachverständigengutachtens 
aufdrängen müssen, auf den Hinweis, dass eine Aufklärung der Praxis der 
Darlehensvergabe durch öffentlich-rechtliche Kreditinstitute unterblieben sei. Diesen 
Ausführungen lässt sich nicht entnehmen, weshalb auf der Grundlage der im Rahmen 
der von der Beschwerde vermissten Beweisaufnahme zu erwartenden Feststellungen 
eine gewohnheitsrechtliche Anerkennung des Bankgeheimnisses als besondere 
Rechtsvorschrift im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW zu bejahen wäre.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertfestsetzung beruht 
auf § 47 Abs. 1 und 3, § 52 Abs. 2 GKG.

Dr. Nolte

Dr. Keller

Böhmann
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OVG Münster, Urteil vom 02.06.2015 - 15 A 1997/12

Titel:

OVG Münster: Vermögensverwaltungsgesellschaft, IFG NRW, WfA, Bankgeheimnis, 
Kommanditist, Förderdarlehen, Bürgschaftsverpflichtung, Auszahlung, 
Informationsanspruch, Komplementärgesellschaft, Spruchkörper, 
Wohnungsbauförderungsanstalt, jeweiligen Auszahlung, Auszahlungsvoraussetzung, 
Begleitung, Rechtsvorgängerin, Bürgschaft, Gewohnheitsrecht, Rechtsgrundlage, 
Ablehnungsgrund

Normenketten:

IFG NRW §§ 2 I 1, IV, 3 S. 1 u. 2, 4 I, II 1, 5 IV, 8, 9

GG Art. 31

Leitsatz:

1. Das Bankgeheimnis ist keine besondere Vorschrift i. S. v. § 4 Abs. 2 Satz 
1 IFG NRW, die den Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes NRW 
vorgeht. (amtlicher Leitsatz)

Rechtsgebiete:

Sonstiges besonderes Verwaltungsrecht, Verwaltungsverfahren und -prozess

Schlagworte:

Informationsanspruch, Bankgeheimnis, Gesetzgebungskompetenz, 
Informationszugang, Informationszugangsanspruch, Sperrwirkung, 
Auskunftserteilung, Informationsbegehren, , I

Vorinstanz:

VG Düsseldorf, Urteil vom 06.07.2012 - 26 K 4363/11

Nachinstanz:

BVerwG, Beschluss vom 25.07.2016 - 7 B 37/15

Rechtskräftig: unbekannt

Spruchkörper: 15. Senat

Hauptschlagwort: Informationsanspruch, Bankgeheimnis

Die Berufung wird zurückgewiesen.

Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf die 
Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe des aufgrund des Urteils vollstreckbaren 
Betrags abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in 
entsprechender Höhe leistet.
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Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der Kläger begehrt von der Beklagten eine Auskunftserteilung nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz NRW.

Der Kläger - ein Steuerberater und Wirtschaftsprüfer - war von Dezember 2005 bis 
Dezember 2010 Kommanditist der N. erste Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH 
Co. KG und von November 2006 bis Dezember 2010 der N. zweite 
Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG sowie der N. dritte 
Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG. Von November 2004 bis Dezember 
2010 war der Kläger Kommanditist der S. Immobilien GmbH Co. KG. Seit Dezember 
2010 firmieren diese Gesellschaften als Ltd. Co. KG. Von Juni 2008 bis März 2011 war 
der Kläger zudem Geschäftsführer der Komplementärin der drei N. -Gesellschaften und 
von August 2008 bis März 2011 Geschäftsführer der früheren Komplementärgesellschaft 
der S. Immobilien, der S. Immobilien Verwaltungs GmbH.

Diesen Gesellschaften waren durch Bewilligungsbescheide der zuständigen kommunalen 
Behörden Wohnungsbaufördermittel zugewandt worden. Auf der Grundlage dieser 
Bewilligungsbescheide hatte die Wohnungsbauförderungsanstalt (WfA) - die 
Rechtsvorgängerin der beklagten NRW.Bank - Förderdarlehen gewährt. Wegen der 
Abwicklung und Begleitung des Förderrechtsverhältnisses hatte der Kläger jedenfalls seit 
Dezember 2005 bis zu seinem Ausscheiden als Kommanditist im Dezember 2010 für die 
Investoren Gespräche mit der WfA bzw. später der Beklagten über 
Förderrechtsangelegenheiten im Zusammenhang mit den Fördervorhaben geführt.

Zur Sicherung der Darlehensansprüche der WfA hatte der Kläger Bürgschaften 
gegenüber der WfA begeben. Aus diesen Bürgschaftsverpflichtungen nimmt ihn die 
Beklagte zivilrechtlich in Anspruch.

Am 12. Mai 2011 stellte der Kläger bei der Beklagten einen Antrag auf 
Auskunftserteilung gemäß § 4 IFG NRW. Die Beklagte sollte ihm u. a. folgende 
Informationen zur Verfügung stellen:

„1. Wann erfolgten die Auszahlungen der von der NRW.Bank gewährten Darlehen an die 
N. erste Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG (jetzt firmierend als N. erste 
Vermögensverwaltungsgesellschaft Ltd. Co. KG), an die N. zweite 
Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG (jetzt firmierend als N. zweite 
Vermögensverwaltungsgesellschaft Ltd. Co. KG), an die N. dritte 
Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG (jetzt firmierend als N. dritte 
Vermögensverwaltungsgesellschaft Ltd. Co. KG) sowie an die S. Immobilien GmbH Co. 
KG (jetzt firmierend als S. Immobilien Ltd. Co. KG)?

2. Auf welcher öffentlich-rechtlichen Rechtsgrundlage erfolgte die jeweilige Auszahlung 
der in Ziffer 1 genannten Darlehen durch die NRW.Bank und wurden die jeweiligen 
Auszahlungsvoraussetzungen im Zeitpunkt ihrer jeweiligen Auszahlung durch die 
NRW.Bank auch eingehalten? …“

Zur Begründung seines Antrags führte der Kläger aus, die Beklagte bzw. ihre 
Vorgängerin, die WfA, habe für Bauprojekte der in dem Antrag bezeichneten 
Gesellschaften Darlehen gewährt und ausgereicht. Er, der Kläger, werde von der 
Beklagten aus Bürgschaftsverpflichtungen im Hinblick auf diese Darlehen in Anspruch 
genommen. Er habe daher ein Interesse daran, die begehrten Auskünfte zu erhalten. 
Die Beklagte sei zu diesen nach § 4 IFG NRW verpflichtet.
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Mit Bescheid vom 17. Juni 2011, zugestellt am 20. Juni 2011, lehnte die Beklagte die 
Auskunftserteilung u. a. zu den Fragen 1. und 2. aus dem Antrag vom 12. Mai 2011 ab. 
Zur Begründung führte sie aus, einer Auskunft zu dem Zeitpunkt der Auszahlungen der 
Förderdarlehen stehe das Bankgeheimnis entgegen. Das Bankgeheimnis sei als 
vorkonstitutionelles Gewohnheitsrecht Teil des Bundesrechts. Als solches genieße es 
gemäß Art. 31 GG Vorrang vor abweichendem Landesrecht. Unabhängig davon greife 
der Ablehnungsgrund des § 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG NRW. Aufgrund seiner Tätigkeit als 
Geschäftsführer der in Rede stehenden Gesellschaften und unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass er seit Dezember 2005 verantwortlicher Gesprächspartner der Beklagten 
für die Abwicklung des Förderrechtsverhältnisses gewesen sei, sei mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass der Kläger Informationen über 
den Zeitpunkt der Auszahlung der Darlehen an die Darlehensnehmer gehabt habe. Bei 
der ihm in seiner damaligen Funktion obliegenden Sorgfalt sei er zumindest verpflichtet 
gewesen, sich Kenntnis über die für die Abwicklung des Förderrechtsverhältnisses 
maßgeblichen Tatsachen zu verschaffen. Hierzu sei er aufgrund seiner beruflichen 
Qualifikation auch in der Lage gewesen. Das allgemeine öffentliche Interesse an einer 
Transparenz der Vorgänge der Verwaltung rechtfertige ein Informationsbegehren nicht, 
wenn der Antragsteller - wie hier - bereits über die begehrten Informationen verfüge. 
Dies gelte ungeachtet der Tatsache, dass der Verwaltungsaufwand im Zusammenhang 
mit der Auskunft über Daten der Auszahlung der Darlehensvaluta gering sein möge. 
Sehe man das Bankgeheimnis lediglich als vertragliche Verpflichtung der Beklagten an, 
wäre diese Verpflichtung hilfsweise bei der Ausübung des Ablehnungsermessens aus § 5 
Abs. 4 IFG NRW zu berücksichtigen. Sollte der Kläger die ihm aus seiner früheren 
Tätigkeit bekannten Informationen nicht mehr in Händen halten, würde sich nichts 
anderes ergeben. Dem Auskunftsbegehren zu 2. stehe aus entsprechenden Erwägungen 
§ 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG NRW entgegen. Die Frage nach den jeweiligen 
Auszahlungsvoraussetzungen setze eine rechtliche Bewertung voraus und ziele daher 
nicht auf eine amtliche Information.

Der Kläger hat am 20. Juli 2011 Klage erhoben.

Zur Begründung hat er im Wesentlichen vorgetragen, die Beklagte könne sich 
gegenüber seinem Informationsanspruch nicht auf das Bankgeheimnis berufen. Das nur 
als Richterrecht existierende allgemeine Bankgeheimnis werde durch die 
spezialgesetzlichen Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes NRW - wie dessen § 8 
zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen - verdrängt. Eine 
ermessensfehlerfreie Ablehnung der beantragten Informationserteilung nach § 5 Abs. 4 
Alt. 1 IFG sei nicht möglich. Es komme hierfür nicht darauf an, ob der Kläger - etwa 
aufgrund seiner Organstellung in der Vergangenheit - Kenntnis von den begehrten 
Informationen hätte haben müssen.

Im Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht am 6. Juli 2012 hat 
der Kläger die Klage zurückgenommen, soweit diese sich auf die Mitteilung der öffentlich
-rechtlichen Rechtsgrundlage der Darlehensauszahlungen und die Einhaltung der 
jeweiligen Auszahlungsvoraussetzungen bezog.

Der Kläger hat daraufhin beantragt,

die Beklagte unter teilweiser Aufhebung ihres Bescheids vom 17. Juni 2011 zu 
verpflichten, folgende Auskünfte zu erteilen:

Wann erfolgten die Auszahlungen der von der NRW.Bank gewährten Darlehen an die N. 
erste Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG (jetzt firmierend als N. erste 
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Vermögensverwaltungsgesellschaft Ltd. Co. KG), an die N. zweite 
Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG (jetzt firmierend als N. zweite 
Vermögensverwaltungsgesellschaft Ltd. Co. KG), an die N. dritte 
Vermögensverwaltungsgesellschaft GmbH Co. KG (jetzt firmierend als N. dritte 
Vermögensverwaltungsgesellschaft Ltd. Co. KG) sowie an die S. Immobilien GmbH Co. 
KG (jetzt firmierend als S. Immobilien Ltd. Co. KG)?

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat vorgetragen, das Informationsfreiheitsgesetz NRW könne das Bankgeheimnis 
nicht verdrängen. Es gelte die allgemeine Kollisionsregel des Art. 31 GG, derzufolge 
Bundesrecht Landesrecht breche. Auch das vorkonstitutionelle Bundesrecht unterfalle 
dieser Vorrangregel. Nach diesen Maßstäben werde das Informationsfreiheitsgesetz NRW 
gemäß Art. 31 GG durch das Bankgeheimnis verdrängt, das als vorkonstitutionelles 
Gewohnheitsrecht Teil des einfachen Bundesrechts sei. Das Bankgeheimnis untersage 
der Beklagten als von dessen Anwendungsbereich erfasstem Kreditinstitut die 
Herausgabe solcher Informationen, die im Zusammenhang mit den 
Geschäftsbeziehungen zum Kunden stünden. Auch die Regelungen des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW beträfen - soweit es um öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute gehe - solche dort vorhandenen Daten, die dem Bankgeheimnis 
unterlägen. Auch diese Daten erfüllten den Begriff der amtlichen Information. Damit 
läge eine Regelung des gleichen Gegenstands vor. Zwischen beiden Normen gebe es 
eine echte Kollision. Des Weiteren stehe dem Informationsanspruch § 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG 
NRW entgegen. Der Kläger bestreite nicht, dass ihm die betreffenden Informationen als 
solche vorlägen, etwa weil sie ihm von dritter Seite zugänglich gemacht worden seien. 
Letzteres sei für die Anwendung des § 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG ausreichend. Im Übrigen 
müsse sich der Kläger entgegenhalten lassen, die einmal erlangte Information verloren 
zu haben. Darauf lasse er sich bezeichnenderweise nicht ausdrücklich ein.

Mit Urteil vom 6. Juli 2012 hat das Verwaltungsgericht das Verfahren im Umfang der 
Klagerücknahme eingestellt und der Klage im Übrigen unter teilweiser Aufhebung des 
Ablehnungsbescheids vom 17. Juni 2011 stattgegeben. Zur Begründung hat es im 
Wesentlichen ausgeführt, der Kläger habe einen Auskunftsanspruch aus § 4 Abs. 1 IFG 
NRW. Die Beklagte sei gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 IFG NRW auskunftspflichtige Stelle. Das 
Bankgeheimnis sei keine besondere Rechtsvorschrift i. S. d. § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW, 
die den Bestimmungen des Informationsfreiheitsgesetzes NRW vorgehe. §§ 8, 9 IFG 
NRW stünden dem Anspruch des Klägers nicht entgegen. Dasselbe gelte für § 5 Abs. 4 
IFG NRW.

Das Verwaltungsgericht hat die Berufung zugelassen.

Die Beklagte hat am 24. August 2012 Berufung gegen das ihr am 25. Juli 2012 
zugestellte Urteil eingelegt.

Zur Begründung ihrer Berufung wiederholt und vertieft die Beklagte im Wesentlichen ihr 
erstinstanzliches Vorbringen: Sie unterliege auch in der Rechtsform der rechtsfähigen 
Anstalt des öffentlichen Rechts den Anforderungen des Bankgeheimnisses. Die von dem 
Kläger begehrte Information über die Zeitpunkte der Auszahlungen der jeweiligen 
Darlehensvaluta falle in den Anwendungsbereich des Bankgeheimnisses. Das 
Bankgeheimnis genieße Vorrang gegenüber landesrechtlich begründeten 
Auskunftsansprüchen nach dem Informationsfreiheitsgesetz NRW. Als 
vorkonstitutionelles Bundesrecht verdränge das Bankgeheimnis das 
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Informationsfreiheitsgesetz NRW nach der grundgesetzlichen Kollisionsregel des Art. 31 
GG. Dies habe das Verwaltungsgericht außer Acht gelassen, als es auf § 4 Abs. 2 Satz 1 
IFG NRW abgestellt habe. Diese Vorschrift sei nicht einschlägig, weil ihr Zweck nur die 
Bestimmung des Verhältnisses verschiedener Informationszugangsrechte untereinander 
sei. Das Bankgeheimnis habe absoluten Verbotscharakter. Nur in Einzelfällen könne es 
im Wege der Interessenabwägung eingeschränkt werden. Es bestehe auch keine 
Gesetzgebungskompetenz des Landes zur Einschränkung des Bankgeheimnisses. Des 
Weiteren stehe dem streitigen Informationszugangsanspruch § 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG NRW 
entgegen. Dem Kläger sei aufgrund seiner Tätigkeit als Gesellschafter der 
Komplementärgesellschaften der Darlehensnehmer im Zeitraum von Juni 2008 bis März 
2011 und vor allem aufgrund der Tatsache, dass er seit 2005 als verantwortlicher 
Ansprechpartner der Beklagten die Verhandlungen und Gespräche über die Abwicklung 
des Förderrechtsverhältnisses geführt habe, mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit bekannt gewesen, wann die Auszahlung der Darlehen an die 
Darlehensnehmer erfolgt sei. Dagegen habe sich der Kläger im Rahmen des 
erstinstanzlichen Verfahrens nicht gewandt. Ob die Kenntnis gerade durch die Beklagte 
vermittelt worden sei, sei nicht maßgeblich. Der Kläger habe die einmal erlangte 
Information aufbewahren müssen. Es könne nicht darauf abgestellt werden, ob der 
Kläger die Information nach Aufgabe der Geschäftsführerstellung habe zurücklassen 
müssen.

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil zu ändern und die noch anhängige Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Er verteidigt das angefochtene Urteil und trägt ergänzend vor, das Verwaltungsgericht 
sei zu Recht davon ausgegangen, dass das Bankgeheimnis nicht als vorkonstitutionelles 
Gewohnheitsrecht Teil des einfachen Bundesrechts sei. Vielmehr handele es sich bei 
dem Bankgeheimnis um eine vertragliche Verpflichtung. Art. 31 GG komme nicht zum 
Tragen. Aus § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW folge, dass nur solche Vorschriften als vorrangig 
in Betracht zu ziehen seien, die denselben Sachverhalt abschließend regelten oder deren 
Schutzzweck einem umfassenden Informationsanspruch zuwiderlaufe. Das 
Bankgeheimnis sei auch kein absolutes Verbotsgesetz. Ein Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnis der Beklagten i. S. v. § 8 IFG NRW werde nicht offenbart. § 9 IFG 
NRW und § 5 Abs. 4 IFG NRW griffen nicht zugunsten der Beklagten ein. Die 
maßgeblichen Gespräche mit der Beklagten habe seinerzeit federführend der Architekt 
G. geführt. Im Übrigen sei sein Beitrag im Zusammenhang mit der Finanzierung der 
Kommanditgesellschaften nur noch von untergeordneter Bedeutung gewesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der 
Gerichtsakte sowie auf den Inhalt des von der Beklagten vorgelegten 
Verwaltungsvorgangs Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Die Berufung der Beklagten ist zulässig, aber unbegründet.

Das Verwaltungsgericht hat der Klage im noch streitgegenständlichen Umfang zu Recht 
stattgegeben.

Der Bescheid der Beklagten vom 17. Juni 2011 ist rechtswidrig und verletzt den Kläger 
in seinen Rechten (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO), soweit die Beklagte dem Kläger die mit 
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dem noch anhängigen Klageantrag begehrten Informationen zu den Zeitpunkten der 
Darlehensauszahlungen verweigert hat.

Der Kläger hat einen diesbezüglichen Anspruch auf Informationszugang gemäß § 4 Abs. 
1 IFG NRW (dazu I.). Die Anwendung des § 4 Abs. 1 IFG NRW ist nicht durch das 
Bankgeheimnis ausgeschlossen (dazu II.). Ablehnungsgründe, die dem 
Informationsanspruch des Klägers entgegenstehen, liegen nicht vor (dazu III.).

I.

Der Kläger kann den geltend gemachten Informationszugangsanspruch auf § 4 Abs. 1 
IFG NRW stützen.

Nach dieser Vorschrift hat jede natürliche Person nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gegenüber den in § 2 IFG NRW genannten Stellen Anspruch auf Zugang zu den bei der 
Stelle vorhandenen amtlichen Informationen.

Diese Voraussetzungen sind gegeben.

Die beklagte NRW.Bank ist eine anspruchsverpflichtete Stelle i. S. v. § 2 IFG NRW (dazu 
1.). Das noch anhängige Informationsverlangen hinsichtlich der in dem Klageantrag 
bezeichneten Zeitpunkte bestimmter Darlehensauszahlungen betrifft amtliche 
Informationen i. S. d. § 3 Satz 1 IFG NRW (dazu 2.).

1. Die beklagte NRW.Bank fällt in den von § 2 IFG NRW definierten Anwendungsbereich 
des Informationsfreiheitsgesetzes NRW.

§ 2 Abs. 1 Satz 1 IFG NRW zufolge gilt dieses Gesetz für die Verwaltungstätigkeit der 
Behörden, Einrichtungen und sonstigen öffentlichen Stellen des Landes, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts und deren Vereinigungen (öffentliche 
Stellen). Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt (§ 2 Abs. 1 Satz 2 IFG NRW). Sofern eine natürliche oder 
juristische Person des Privatrechts öffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnimmt, gilt sie als 
Behörde im Sinne dieses Gesetzes (§ 2 Abs. 4 IFG NRW).

Der Begriff der Verwaltungstätigkeit in § 2 Abs. 1 IFG NRW ist weit auszulegen. Er 
umfasst die Verwaltung im formellen und materiellen Sinn. Dies folgt aus dem Sinn und 
Zweck der Regelung. Zweck des Informationsfreiheitsgesetzes NRW ist es, staatliches 
Handeln transparent zu machen und durch den freien Zugang zu Informationen nicht 
nur die Nachvollziehbarkeit, sondern auch die Akzeptanz behördlicher Entscheidungen zu 
steigern. Dementsprechend war es Intention des Gesetzgebers, einen möglichst weiten 
und umfassenden Informationsanspruch zu schaffen und die Ausschlussgründe eng zu 
fassen.

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 7. Oktober 2010 - 8 A 875/09 -, juris Rn. 30 f., unter Hinweis 
auf die Begründung des Gesetzentwurfs LT-Drs. 13/1311, S. 9 und S. 10.

Unter Verwaltung im formellen Sinn ist die gesamte Tätigkeit der Exekutive zu 
verstehen, unabhängig davon, ob es sich um eine Tätigkeit materiell verwaltender Art 
handelt. Entscheidend ist die Einordnung des Handelnden in den Staatsaufbau. 
Ausgehend davon liegt eine Verwaltungstätigkeit dann vor, wenn eine Stelle aus dem 
Bereich der Exekutive und nicht der Legislative oder Judikative tätig wird. Darüber 
hinaus erfasst § 2 Abs. 1 IFG NRW die Verwaltung im materiellen Sinn, wie sich aus der 
Behördendefinition in § 2 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4 IFG NRW ergibt. Der materielle 
Verwaltungsbegriff knüpft an die ausgeübte Funktion bzw. den verfolgten Zweck der 
Tätigkeit an, unabhängig davon, wer sie ausübt. Maßgeblich ist, ob materielle 
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Verwaltungsaufgaben (in Abgrenzung zu Aufgaben der Legislative oder Judikative) 
wahrgenommen werden.

Vgl. OVG NRW, Urteile vom 7. Oktober 2010 - 8 A 875/09 -, juris Rn. 33 ff., und vom 
17. Mai 2006 - 8 A 1642/05 -, NWVBl. 2006, 292 = juris Rn. 34, Beschlüsse vom 31. 
Januar 2005 - 21 E 1487/04 -, NJW 2005, 2028 = juris Rn. 9, und vom 19. Juni 2002 - 
21 B 589/02 -, NVwZ-RR 2003, 800 = juris Rn. 12; ebenso zu § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG 
Bund: BVerwG, Urteile vom 15. November 2012 - 7 C 1.12 -, NVwZ 2013, 431 = juris 
Rn. 22, und vom 3. November 2011 - 7 C 3.11 -, BVerwGE 141, 122 = DVBl. 2012, 176 
= juris Rn. 11.

Gemessen an diesen Maßstäben ist die beklagte NRW.Bank in formeller wie in 
materieller Hinsicht eine Stelle, die i. S. v. § 2 Abs. 1 Sätze 1 und 2 IFG NRW Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt und als solche aufgrund des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW in Anspruch genommen werden kann.

Dass die NRW.Bank bereits formell als öffentliche Stelle i. S. d. § 2 Abs. 1 Satz 1 IFG 
NRW qualifiziert werden kann, ergibt sich aus ihrer (öffentlich-rechtlichen) Konstruktion 
nach dem Gesetz über die NRW.Bank vom 16. März 2004 (GV. NRW. S. 126; im 
Folgenden: NRW.Bank-G).

Vgl. im Übrigen für die öffentlich-rechtlich organisierten Sparkassen- und Giroverbände: 
Franßen/Seidel, IFG NRW, 2007, § 2 Rn. 152.

Nach dessen § 1 ist die NRW.Bank ein Kreditinstitut in der Rechtsform einer 
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts. Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 NRW.Bank-G 
steht sie unmittelbar unter der staatlichen Aufsicht des Innenministeriums, die im 
Rahmen der sozialen Wohnraumförderung im Einvernehmen mit dem für das 
Wohnungswesen zuständigen Ministerium ausgeübt wird (§ 11 Abs. 1 Satz 2 NRW.Bank-
G). Gewährträger der NRW.Bank ist gemäß § 4 Abs. 1 NRW.Bank-G das Land Nordrhein-
Westfalen. Dieses stellt sicher, dass die NRW.Bank ihre Aufgaben erfüllen kann und trägt 
solchermaßen die Anstaltslast (§ 4 Abs. 2 NRW.Bank-G).

Auch materiell kommt die NRW.Bank öffentlichen Verwaltungsaufgaben nach. Dies 
schreibt § 3 Abs. 1 Satz 1 NRW.Bank-G fest. Er bestimmt, dass die NRW.BANK den 
staatlichen Auftrag hat, das Land und seine kommunalen Körperschaften bei der 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben, insbesondere in den Bereichen der Struktur-, 
Wirtschafts-, Sozial- und Wohnraumpolitik, zu unterstützen und dabei 
Fördermaßnahmen im Einklang mit den Beihilfevorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft durchzuführen und zu verwalten.

2. Mit seinem noch anhängigen Klagebegehren, von der Beklagten die 
Auszahlungszeitpunkte bestimmter Darlehen zu erfahren, zielt der Kläger auf eine 
amtliche Information i. S. d. § 3 Satz 1 IFG NRW.

§ 3 Satz 1 IFG NRW definiert Informationen im Sinne dieses Gesetzes als alle in Schrift-, 
Bild-, Ton- oder Datenverarbeitungsform oder auf sonstigen Informationsträgern 
vorhandenen Informationen, die im dienstlichen Zusammenhang erlangt wurden.

Auch der hiermit verwendete Begriff der Information soll nach dem Willen des 
Gesetzgebers eine möglichst offene und umfassende Auslegung des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW sicherstellen.

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 6. Mai 2015 - 8 A 1943/13 -, juris Rn. 45, unter Hinweis auf 
die Begründung des Gesetzentwurfs LT-Drs. 13/1311, S. 10.
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Ein dienstlicher Zusammenhang der Information ist jedenfalls zu bejahen, wenn die 
Unterlagen dienstlichen Zwecken dienen, also dazu bestimmt sind, zu einem 
(Verwaltungs-)Vorgang zu gehören. Mit den dienstlichen Zwecken sind die von der 
öffentlichen Stelle zu erfüllenden Aufgaben gemeint. Erfasst sind jedenfalls 
Informationen, die von einer öffentlichen Stelle in Ausübung ihrer Verwaltungstätigkeit 
zielgerichtet erlangt wurden und die daher einen inhaltlichen Bezug zu der 
Verwaltungstätigkeit aufweisen.

Vgl. Franßen/Seidel, IFG NRW, 2007, § 3 Rn. 354 f.; siehe dazu außerdem OVG NRW, 
Urteil vom 6. Mai 2015 - 8 A 1943/13 -, juris Rn. 49.

Legt man diese Begriffsbestimmung zugrunde, ist die von dem Kläger beanspruchte 
Auskunft über den Auszahlungszeitpunkt bestimmter Darlehen, welche die Beklagte 
gewährt hatte, eine amtliche Information im Verständnis des § 3 Satz 1 IFG NRW. Die 
Beklagte bewilligte diese Darlehen im Rahmen der Erfüllung der ihr zugewiesenen 
öffentlichen Aufgabe der Wohnungsbauförderung. Mit dieser Aufgabenwahrnehmung 
steht der Zeitpunkt der Darlehensauskehrung in einem unmittelbaren dienstlichen 
Zusammenhang.

II.

Die Anwendung des § 4 Abs. 1 IFG NRW ist nicht durch das Bankgeheimnis 
ausgeschlossen. Das Bankgeheimnis ist weder eine besondere Vorschrift i. S. v. § 4 Abs. 
2 Satz 1 IFG NRW, die den Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes NRW vorgeht 
(dazu 1.), noch verdrängt es die landesgesetzlichen Regelungen des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW gemäß Art. 31 GG (dazu 2.).

1. Das Bankgeheimnis ist keine besondere Vorschrift i. S. v. § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW, 
die den Vorschriften des Informationsfreiheitsgesetzes NRW vorgeht.

Soweit besondere Rechtsvorschriften über den Zugang zu amtlichen Informationen, die 
Auskunftserteilung oder die Gewährung von Akteneinsicht bestehen, gehen sie gemäß § 
4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW den Vorschriften dieses Gesetzes vor.

Wie das Tatbestandsmerkmal „soweit“ zeigt, zieht § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW nur solche 
Vorschriften als vorrangig in Betracht, die denselben Sachverhalt bereichsspezifisch 
abschließend - sei es identisch, sei es abweichend - regeln. Konkurrenzfragen sind in 
jedem konkreten Einzelfall durch eine systematische, an Sinn und Zweck des Gesetzes 
orientierte Auslegung der jeweiligen Informationszugangsrechte zu klären. Um die 
Bestimmung des Verhältnisses verschiedener Informationszugangsrechte untereinander 
vornehmen zu können, müssen vor allem deren jeweilige Regelungsmaterien 
berücksichtigt werden. Eine Vorrangigkeit im Sinne einer Ausschließlichkeit ist nur dort 
anzunehmen, wo die jeweiligen Rechte die gleichen Anliegen verfolgen und/oder 
identische Zielgruppen erfassen. Eine besondere Rechtsvorschrift i. S. v. § 4 Abs. 2 Satz 
1 IFG NRW liegt daher nur dann vor, wenn ihr Anwendungsbereich in sachlicher Hinsicht 
wegen spezifischer Anforderungen an die Informationen, die der Rechtsvorschrift 
unterfallen, und/oder in persönlicher Hinsicht wegen spezifischer Anforderungen an die 
Personen, auf welche die Rechtsvorschrift Anwendung findet, beschränkt ist.

Vgl. OVG NRW, Urteile vom 6. Mai 2015 - 8 A 1943/13 -, juris Rn. 54 ff., und vom 15. 
Juni 2011 - 8 A 1150/10 -, DVBl. 2011, 1162 = juris Rn. 29, Beschlüsse vom 31. Januar 
2005 - 21 E 1487/04 -, NJW 2005, 2028 = juris Rn. 14 ff., und vom 19. Juni 2002 - 21 
B 589/02 -, NVwZ-RR 2003, 800 = juris Rn. 20.
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Wenn spezialgesetzliche Regelungen - des Bundes- oder des Landesrechts - für einen 
gesonderten Sachbereich oder für bestimmte Personengruppen einen begrenzten 
Informationsanspruch vorsehen, ist deshalb in jedem konkreten Einzelfall zu 
untersuchen, ob diese Grenzen auch für den Anspruch aus § 4 Abs. 1 IFG NRW bindend 
sind. Das ist anzunehmen, wenn ein umfassender Informationsanspruch dem 
Schutzzweck des Spezialgesetzes zuwider laufen würde. Lässt sich derartiges nicht 
feststellen, gelangt der Anspruch aus § 4 Abs. 1 IFG NRW zur Anwendung.

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 15. Juni 2011 - 8 A 1150/10 -, DVBl. 2011, 1162 = juris Rn. 
29, Beschluss vom 31. Januar 2005 - 21 E 1487/04 -, NJW 2005, 2028 = juris Rn. 16 ff; 
siehe außerdem die Begründung des Gesetzentwurfs LT-Drs. 13/1311, S. 11.

Daran gemessen ist das Bankgeheimnis keine besondere Vorschrift i. S. d. § 4 Abs. 2 
Satz 1 IFG NRW. Dies gilt losgelöst davon, ob das Bankgeheimnis als 
vorkonstitutionelles Gewohnheitsrecht im Rang eines Bundesgesetzes steht oder bloß als 
(AGB-)vertragliche Verpflichtung gilt.

Offen gelassen von BGH, Vorlagebeschluss vom 17. Oktober 2013 - I ZR 51/12 -, juris 
Rn. 22 (mit lediglich mittelbarer Bezugnahme auf § 383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO), Urteile vom 
27. Oktober 2009 - IX ZR 225/08 -, BGHZ 183, 60 = NJW 2010, 361 = juris Rn. 18, und 
vom 27. Februar 2007 - IX ZR 195/05 -, BGHZ 171, 180 = NJW 2007, 2106 = juris Rn. 
23; gesetzliches Gewohnheitsrecht verneinen ausdrücklich OLG Naumburg, Urteil vom 
15. März 2012 - 9 U 208/11 -, juris Rn. 24, und OLG Köln, Urteil vom 15. September 
2005 - 8 U 21/05 -, NJW-RR 2006, 263 = juris Rn. 26; mit Tendenz zur AGB-rechtlichen 
Verortung OLG Stuttgart, Urteil vom 13. Dezember 2005 - 6 U 119/05 -, juris Rn. 93; 
auch für eine rechtsgeschäftliche Qualifikation Cahn, WM 2004, 2041, 2042 (mit 
Hinweisen auf entgegengesetzte Literaturstandpunkte); Klüwer/Meister, WM 2004, 
1157, sprechen von einer gewohnheitsrechtlichen Anerkennung; ebenso Toth-
Fehrer/Schick, ZIP 2004, 491, 493.

Ebenso kann dahinstehen, ob als „besondere Vorschriften“ nur positivrechtliche 
Bestimmungen in Betracht kommen, offen gelassen von OVG NRW, Urteil vom 15. Juni 
2011 - 8 A 1150/10 -, DVBl. 2011, 1162 = juris Rn. 29, zu denen das Bankgeheimnis 
mangels Kodifizierung nicht zählt.

Jedenfalls regelt das Bankgeheimnis nicht bereichsspezifisch den Informationszugang 
außenstehender Dritter zu amtlichen Informationen, die öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute vorhalten. Es scheidet daher als besondere Vorschrift nach dem 
Verständnis des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW aus.

a) Inhalt des Bankgeheimnisses ist die Pflicht eines Kreditinstituts zur Verschwiegenheit 
über kundenbezogene Tatsachen und Wertungen, die ihm aufgrund, aus Anlass oder im 
Rahmen der Geschäftsverbindung zum Kunden bekannt geworden sind und die der 
Kunde geheim zuhalten wünscht. Erforderlich ist, dass ein innerer Zusammenhang 
zwischen der Kenntniserlangung von dem Geheimnis durch das Kreditinstitut und dem 
Bestehen der Geschäftsverbindung gegeben ist. Die Verpflichtung zur Wahrung des 
Bankgeheimnisses ist eine besondere Ausprägung der allgemeinen Pflicht der Bank, die 
Vermögensinteressen des Vertragspartners zu schützen und nicht zu beeinträchtigen.

Vgl. BGH, Urteile vom 27. Februar 2007 - IX ZR 195/05 -, BGHZ 171, 180 = NJW 2007, 
2106 = juris Rn. 23, und vom 24. Januar 2006 - XI ZR 384/03 -, BGHZ 166, 84 = NJW 
2006, 830 = juris Rn. 35.
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Das Bankgeheimnis betrifft damit weder ausdrücklich noch konkludent - und auch nicht 
mittelbar über das Zeugnisverweigerungsrecht aus § 383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO - das 
Bestehen eines Informationszugangsanspruchs gegenüber öffentlich-rechtlich 
organisierten Kreditinstituten. Es bezieht sich lediglich auf das Pflichtenverhältnis 
zwischen der Bank und ihrem Vertragspartner. Seine Verletzung kann zu zivilrechtlichen 
Schadensersatzansprüchen führen, vgl. insofern wiederum BGH, Vorlagebeschluss vom 
17. Oktober 2013 - I ZR 51/12 -, juris Rn. 22 (auch zu § 383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO), Urteile 
vom 27. Februar 2007 - IX ZR 195/05 -, BGHZ 171, 180 = NJW 2007, 2106 = juris Rn. 
18 und Rn. 32, und vom 24. Januar 2006 - XI ZR 384/03 -, BGHZ 166, 84 = NJW 2006, 
830 = juris Rn. 34 ff., oder in Zivilprozessen in das besagte Zeugnisverweigerungsrecht 
von Bankmitarbeitern aus Gründen ihres Gewerbes münden. In Ermangelung einer 
entsprechenden Regelungsaussage kann es aber nicht das Regime öffentlich-rechtlicher 
Informationszugangsgesetze sperren.

b) Unbeschadet dessen lässt sich zudem keine ständige und langandauernde 
gewohnheitsrechtliche Übung dahingehend feststellen, dass das Bankgeheimnis den 
Informationszugang auch in öffentlich-rechtlichen Förderrechtsverhältnissen sperrt, in 
die öffentlich-rechtliche Kreditinstitute als Darlehensgeber eingebunden sind. WfA bzw. 
heute NRW.Bank nehmen bei der Vergabe von Wohnungsbauförderdarlehen öffentliche 
Aufgaben wahr. Sie unterliegen dabei besonderen Transparenzanforderungen. Die 
Darlehensvergabe stellt in dieser Konstellation allein die Umsetzung eines 
vorgeschalteten behördlichen Zuwendungsbescheids dar, aufgrund dessen der 
Zuwendungsempfänger erhöhten öffentlich-rechtlichen Bindungen bei der 
Inanspruchnahme und Verwendung der Förderung unterliegt. Da der 
Zuwendungsempfänger der Förderbank, die gleichsam als verlängerter Arm der 
Bewilligungsbehörde handelt, somit nicht als gewöhnlicher Bankkunde im allgemeinen 
Geschäftsverkehr gegenübertritt, der die Entgegennahme eines Darlehens zu 
bestimmten Konditionen annehmen oder ablehnen kann, kann er in dieser besonderen 
Situation auch nicht darauf vertrauen, dass die Umstände der Darlehensauskehr und -
abwicklung, soweit sie - wie hier - amtliche Informationen i. S. v. § 3 Satz 1 IFG NRW 
sind, ohne Weiteres geheim bleiben.

c) Gegen ein Verständnis des Bankgeheimnisses als „besondere Vorschrift“, welche die 
Anwendung des Informationsfreiheitsgesetzes NRW vollständig blockiert, spricht 
außerdem, dass das Informationsfreiheitsgesetz NRW im Hinblick auf das grundlegende 
Verhältnis zwischen Informationszugangsanspruch und etwaigen 
Ausschlusstatbeständen aus Gründen des Geheimnisschutzes einen integrativen Ansatz 
verfolgt.

Das Informationsfreiheitsgesetz NRW hat den Anspruch, den Informationszugang ohne 
Bedingungen für die Bürgerinnen und Bürger des Landes Nordrhein-Westfalen 
umfassend sowie verfahrensunabhängig auszugestalten. Ziel des Gesetzes ist es, ein 
allgemeines Informationszugangsrecht als Jedermanns-Recht zu eröffnen. Ein 
rechtliches oder berechtigtes Interesse ist nicht nachzuweisen. Ausnahmeklauseln sollen 
entsprechend der Bedeutung des Informationszugangsanspruchs eng interpretiert und 
nur für bestimmte Ausnahmefälle vorgesehen werden.

Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs LT-Drs. 13/1311, S. 2 und S. 9.

Diese Absicht des Gesetzgebers findet sich unmittelbar im Gesetz wieder. § 4 Abs. 1 IFG 
NRW formuliert einen allgemeinen Informationszugangsanspruch, dem bei einem - wie 
oben unter I. 1. gezeigt - weiten Begriffsverständnis öffentliche Stellen des Landes i. S. 
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d. § 2 IFG NRW im Rahmen ihrer Verwaltungstätigkeit ausgesetzt sind. Die Ausnahmen 
von dem Informationszugangsanspruch bilden namentlich § 6 IFG NRW (Schutz 
öffentlicher Belange und der Rechtsdurchsetzung), § 7 IFG NRW (Schutz des 
behördlichen Entscheidungsprozesses), § 8 IFG NRW (Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse) und § 9 IFG NRW (Schutz personenbezogener Daten) ab. Zum 
Rangverhältnis des Informationsfreiheitsgesetzes NRW zu Spezialvorschriften über den 
Zugang zu amtlichen Informationen äußert sich die den Ausschlussgründen vorgelagerte 
Subsidiaritätsklausel des § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW.

Aus dieser Systematik ergibt sich, dass ein etwaiger Ausschluss des Anspruchs aus § 4 
Abs. 1 IFG NRW zum Schutz des Bankgeheimnisses erst innerhalb des 
Informationsfreiheitsgesetzes NRW nach Maßgabe der Ausschlussgründe der §§ 6 ff. IFG 
NRW zu beurteilen ist. In diese ist das Bankgeheimnis genauso wie das 
Zeugnisverweigerungsrecht aus § 383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO - soweit methodisch möglich - 
informationsfreiheitsrechtlich zu integrieren.

So auch mit Blick auf das Steuergeheimnis des § 30 AO: OVG NRW, Urteil vom 15. Juni 
2011 - 8 A 1150/10 -, DVBl. 2011, 915 = juris Rn. 72, ebenso zu §§ 421 ff. ZPO: OVG 
NRW, Beschluss vom 19. Juni 2002 - 21 B 589/02 -, NVwZ-RR 2003, 800 juris Rn. 21 ff.

Nicht hinnehmbare Geheimnisschutzlücken sind dadurch nicht zu befürchten. Die 
Einschränkungen, denen der Zugangsanspruch nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
NRW durch die in §§ 6 ff. IFG NRW getroffenen Regelungen unterliegt, stellen 
hinreichend sicher, dass private Belange der am Verwaltungsverfahren Beteiligten oder 
unbeteiligter Dritter, die einer Offenbarung des Akteninhalts oder Teilen von diesem 
entgegenstehen, in gleich effektiver Weise wie durch das Bankgeheimnis selbst 
geschützt werden.

Vgl. insofern wiederum OVG NRW, Urteil vom 15. Juni 2011 - 8 A 1150/10 -, DVBl. 
2011, 915 = juris Rn. 65, Beschluss vom 31. Januar 2005 - 21 E 1487/04 -, NJW 2005, 
2028 = juris Rn. 26.

d) Diese Lesart wird durch einen Blick auf das vergleichbar strukturierte 
Informationsfreiheitsgesetz des Bundes gestützt.

Das Informationsfreiheitsgesetz des Bundes implementiert gleichfalls ein umfassendes 
Regelungskonzept. Es bringt das Auskunftsinteresse und Belange des Daten- und 
Geheimnisschutzes zueinander in Ausgleich. Die Informationsfreiheitsgesetze der Länder 
wurden bei seiner Erarbeitung ausgewertet. Soweit sich für vergleichbare Sachverhalte 
eine einheitliche Begriffsbestimmung gebildet hat, wurde diese übernommen.

Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs BT-Drs. 15/4493, S. 7.

Diese gesetzgeberische Grundidee spiegelt sich in den einzelnen Bestimmungen des 
Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes wider. § 1 Abs. 1 IFG Bund gewährt einen 
freien (voraussetzungslosen) Informationszugangsanspruch für jedermann gegenüber 
den Behörden des Bundes. Der Informationszugang ist lediglich ausgeschlossen, wenn 
im Einzelfall einer der im Informationsfreiheitsgesetz des Bundes vorgesehenen 
Versagungsgründe - § 3 IFG Bund (Schutz von besonderen öffentlichen Belangen), § 4 
IFG Bund (Schutz des behördlichen Entscheidungsprozesses, § 5 IFG Bund (Schutz 
personenbezogener Daten) sowie § 6 IFG Bund (Schutz des geistigen Eigentums und 
von Betriebsgeheimnissen) - eingreift. Diese Ausnahmetatbestände sind konkret und 
präzise. Nach den üblichen Auslegungsregelungen sind sie eng zu verstehen.
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Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs BT-Drs. 15/4493, S. 9; das Gebot einer engen 
Auslegung der Ausnahmetatbestände des § 3 IFG Bund betonen daran anschließend 
BVerwG, Urteil vom 15. November 2012 - 7 C 1.12 -, NVwZ 2013, 431 = juris Rn. 39, 
Beschluss vom 9. November 2010 - 7 B 43.10 -, NVwZ 2011, 235 = juris Rn. 12; OVG 
NRW, Urteil vom 19. März 2013 - 8 A 1172/11 -, DVBl. 2013, 981 = juris Rn. 52.

Spezialgesetzliche Geheimhaltungsvorschriften, die als Ausschlussgründe gegen einen 
Anspruch auf Informationszugang in Frage kommen, sperren daher nach der Systematik 
des Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes dessen Anwendbarkeit nicht von 
vornherein und pauschal. Sie können aber in das Informationsfreiheitsgesetz integrierte 
Ausschlussgründe darstellen bzw. zu solchen werden, soweit sie von einem der 
Versagungstatbestände der §§ 3 ff. IFG Bund in Bezug genommen werden oder in 
diesem sachlich aufgehen.

Vgl. insofern BVerwG, Urteil vom 27. November 2014 - 7 C 18.12 -, ZIP 2015, 496 = 
juris Rn. 40 (zu § 9 Abs. 1 KWG und § 3 Nr. 4 IFG Bund); OVG NRW, Urteil vom 15. 
Januar 2014 - 8 A 467/11 -, NWVBl. 2014, 267 = juris Rn. 79 (zu § 97 Abs. 7 Satz 7 
SGB V und § 3 Nr. 4 IFG Bund); Schoch, IFG, 2009, § 3 Rn. 147 und Rn. 152 (zum 
Bankgeheimnis und §§ 3 Nr. 4, 6 Satz 2 IFG Bund).

Diesen integrativen Befund unterstreicht die Vorrangregel des § 1 Abs. 3 IFG Bund, die 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW auf der Ebene des Bundesrechts entspricht.

§ 1 Abs. 3 IFG Bund zufolge gehen dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes (nur) 
Regelungen in anderen Rechtsvorschriften über den Zugang zu amtlichen Informationen 
mit Ausnahme des § 29 VwVfG und des § 25 SGB X vor.

Eine (Komplett-)Sperrwirkung gegenüber dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes 
kann demnach nur eine fachgesetzliche Spezialnorm entfalten, die einen mit dem 
Informationsanspruch nach dem Informationsfreiheitsgesetz identischen sachlichen 
Regelungsgegenstand hat und die sich als spezialgesetzliche Bestimmung im Verhältnis 
zu dem Informationsfreiheitsgesetz als abschließend versteht. Auch im Bereich des 
Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes sind Konkurrenzfragen in jedem konkreten 
Einzelfall durch eine systematische, an Sinn und Zweck des Gesetzes orientierte 
Auslegung der jeweiligen Informationszugangsrechte zu klären.

Vgl. dazu BVerwG, Urteile vom 15. November 2012 - 7 C 1.12 -, NVwZ 2013, 431 = 
juris Rn. 46, und vom 3. November 2011 - 7 C 4.11 -, DVBl. 2012, 180 = juris Rn. 9; 
OVG NRW, Urteil vom 26. Oktober 2011 - 8 A 2593/10 -, DVBl. 2012, 365 = juris Rn. 
169.

Eine derartige fachgesetzliche Spezialnorm ist das Bankgeheimnis losgelöst von seiner 
normativen Verortung aber - wie dargelegt - nicht, so dass insoweit auch 
bundesrechtlich kein anderes Ergebnis erzielt würde als unter dem Regime des § 4 Abs. 
2 Satz 1 IFG NRW.

Dass das Bankgeheimnis keine umfassende Sperrwirkung in Relation zu dem 
Informationsfreiheitsgesetz des Bundes entfalten kann, lässt sich schließlich auch 
exemplarisch aus seiner informationsfreiheitsrechtlich orientieren Gegenüberstellung mit 
einer vergleichbaren Geheimhaltungsnorm wie § 9 Abs. 1 Satz 1 KWG ableiten. Dieses 
Ergebnis ist wegen der Funktionsparallelität von § 1 Abs. 3 IFG Bund und § 4 Abs. 2 
Satz 1 IFG NRW auf das Landesrecht übertragbar.

In ähnlicher Weise wie das Bankgeheimnis regelt § 9 Abs. 1 Satz 1 KWG, dass u. a. die 
bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beschäftigten Personen, soweit 
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sie zur Durchführung dieses Gesetzes tätig werden, die ihnen bei ihrer Tätigkeit 
bekanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im Interesse des Instituts oder 
eines Dritten liegt, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt 
offenbaren oder verwerten dürfen, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder ihre 
Tätigkeit beendet ist.

§ 9 Abs. 1 Satz 1 KWG verriegelt indessen nicht den Anwendungsbereich des 
Informationsfreiheitsgesetzes des Bundes als Ganzes. Vielmehr beinhaltet er eine erst 
namentlich im Rahmen von § 3 Nr. 4 IFG Bund bzw. ggf. von § 6 Satz 2 IFG Bund 
beachtliche Verschwiegenheitspflicht. Wie das generelle Bankgeheimnis erschöpft er sich 
nicht in einer formellen Verschwiegenheitspflicht, sondern umschreibt die 
Geheimhaltungsbedürftigkeit zugleich nach materiellen Kriterien, was seine 
informationsfreiheitliche Eingliederung in den Katalog der Ausschlussgründe der §§ 3 ff. 
IFG NRW sowohl ermöglicht als auch gebietet.

Vgl. insoweit BVerwG, Urteil vom 27. November 2014 - 7 C 18.12 -, ZIP 2015, 496 = 
juris Rn. 40.

2. Aus den vorstehenden Ausführungen folgt zugleich, dass das Bankgeheimnis - selbst 
wenn es sich um Gewohnheitsrecht im Rang eines Bundesgesetzes handelt - die 
landesgesetzlichen Regelungen des Informationsfreiheitsgesetzes NRW nicht gemäß Art. 
31 GG verdrängt.

Gemäß Art. 31 GG bricht Bundesrecht Landesrecht.

Art. 31 GG regelt als eine grundlegende Vorschrift des Bundesstaatsprinzips die Lösung 
von Widersprüchen zwischen Bundes- und Landesrecht. Er bestimmt das Rangverhältnis 
für alle Arten von Rechtssätzen jeder Rangstufe. Art. 31 GG löst die Kollision von 
Normen und setzt daher zunächst voraus, dass die Regelungen des Bundes- und 
Landesrechts auf denselben Sachverhalt anwendbar sind und zu unterschiedlichen 
Rechtsfolgen führen. Können die sich in ihrem Regelungsbereich überschneidenden 
Normen bei ihrer Anwendung zu verschiedenen Ergebnissen führen, bricht Bundesrecht 
jeder Rangordnung eine landesrechtliche Regelung auch dann, wenn sie Bestandteil des 
Landesverfassungsrechts ist.

Vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 10. Juni 2009 - 1 BvR 198/08 -, NVwZ 2009, 
1426 = juris Rn. 26, Urteil vom 30. Juli 2008 - 1 BvR 3262/07, 1 BvR 402/08, 1 BvR 
906/08 -, BVerfGE 121, 317 = NJW 2008, 2409 = juris Rn. 99, Beschlüsse vom 5. Juni 
1998 - 2 BvL 2/97 -, BVerfGE 98, 145 = NJW 1999, 1095 = juris Rn. 49, und vom 15. 
Oktober 1997 - 2 BvN 1/95 -, BVerfGE 96, 345 = NJW 1998, 1296 = juris Rn. 62.

Nach diesen Grundsätzen verdrängt das Bankgeheimnis § 4 Abs. 1 IFG NRW auch nach 
Art. 31 GG nicht, wobei es wiederum nicht auf die genaue normative Klassifikation des 
Bankgeheimnisses ankommt. Art. 31 GG hat keinen anderen Regelungsgehalt als § 4 
Abs. 2 Satz 1 IFG NRW, weswegen dieser als einfachgesetzliche (landesrechtliche) 
Entsprechung der verfassungsrechtlichen Kollisionsnorm angesehen werden kann.

Vgl. dazu auch OVG NRW, Beschluss vom 19. Juni 2002 - 21 B 589/02 -, NVwZ-RR 
2003, 800 = juris Rn. 20.

Beide Kollisionsregeln gelangen zu demselben Resultat, weil das Bankgeheimnis, auch 
wenn es sich um ein Bundesgesetz handelte, keine Sperrwirkung entfaltet. Insoweit wird 
auf die der Sache nach deckungsgleichen Ausführungen unter II. 1. verwiesen.

Im Anschluss daran kann auch kompetenzrechtlich keine Konfliktlage zwischen dem 
Bundes(Verfassungs-)recht und dem Informationsfreiheitsgesetz NRW bestehen.
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Dem Land Nordrhein-Westfalen steht für den Erlass seines Informationsfreiheitsgesetzes 
eine Gesetzgebungskompetenz nach Art. 70 Abs. 1 GG auch insoweit zu, als das Gesetz 
im Einzelfall Informationszugangsansprüche gegen öffentlich-rechtliche Kreditinstitute 
betreffen kann, die sich auf das Bankgeheimnis berufen. Es handelt sich bei dem 
Informationsfreiheitsrecht auch in dieser Hinsicht nicht um in die konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes fallendes Recht der Wirtschaft nach Art. 74 Abs. 1 
Nr. 11 GG.

Der Bund hat sich beim Erlass des Informationsfreiheitsgesetzes auf seine 
Annexkompetenz für das Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit den ihm 
zugewiesenen Sachkompetenzen gestützt. Nur soweit der Zugang zu amtlichen 
Informationen gegenüber den Behörden des Bundes geregelt wird, ist eine 
Bundeskompetenz gegeben.

Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs BT-Drs. 15/4493, S. 7, sowie BVerwG, 
Beschluss vom 15. Oktober 2007 - 7 B 9.07 -, NWVBl. 2008, 59 = juris Rn. 8 ff.; OVG 
NRW, Urteil vom 9. November 2006 - 8 A 1679/04 -, NWVBl. 2007, 187 = juris Rn. 74 
ff.; siehe darüber hinaus BVerwG, Urteil vom 20. Februar 2013 - 6 A 2.12 -, BVerwGE 
146, 56 = DVBl. 2013, 1118 = juris Rn. 17 ff (keine Gesetzgebungskompetenz der 
Länder für eine Verpflichtung des Bundenachrichtendienstes zu Auskünften nach einem 
Pressegesetz des Landes).

Im Übrigen, soweit es um den Informationszugang zu öffentlichen Stellen eines Landes 
geht, zu denen auch öffentlich-rechtliche Kreditinstitute zählen, liegt die 
Gesetzgebungskompetenz bei den Ländern. Diese reichern insofern ihr 
Verwaltungsverfahrensrecht aufgrund von Art. 70 Abs. 1 GG mit materiellen 
Informationszugangsansprüchen an. Sie gestalten diese Ansprüche aus, treffen dabei 
aber keine Regelungen zu Inhalt und Reichweite des Bankgeheimnisses als solchem. 
Dieses kommt informationsfreiheitsrechtlich - wie dargestellt - erst und nur im 
normativen Rahmen der §§ 6 ff. IFG NRW zur Geltung, was kompetenzrechtlich 
bedenkenfrei ist.

Vgl. in diesem Kontext nochmals BVerwG, Beschluss vom 15. Oktober 2007 - 7 B 9.07 -, 
NWVBl. 2008, 59 = juris Rn. 8 ff.; OVG NRW, Urteil vom 9. November 2006 - 8 A 
1679/04 -, NWVBl. 2007, 187 = juris Rn. 74 ff.

Unabhängig davon könnte der Bundesgesetzgeber zwar etwa Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG 
heranziehen, um das Bankgeheimnis in Gesetzesform zu gießen. Er hat von dieser 
Kompetenz aber für die hier in Rede stehende Konstellation (Förderbank) bislang keinen 
Gebrauch gemacht (s. dazu 1a) und b)).

III. Dem Anspruch des Klägers aus § 4 Abs. 1 IFG NRW stehen keine Ablehnungsgründe 
entgegen. Die Versagungstatbestände aus § 8 Satz 1 IFG NRW (dazu 1.), aus § 9 IFG 
NRW (dazu 2.) und aus § 5 Abs. 4 IFG NRW (dazu 3.) greifen nicht ein. Andere 
Ausschlussgründe kommen nicht in Betracht und werden von der Beklagten auch nicht 
angeführt.

1. Die Beklagte kann sich gegenüber dem Informationszugangsanspruch des Klägers 
nicht erfolgreich auf § 8 Satz 1 IFG NRW berufen.

§ 8 Satz 1 IFG NRW bestimmt, dass der Antrag auf Informationszugang abzulehnen ist, 
soweit durch die Übermittlung der Information ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis 
offenbart wird und dadurch ein wirtschaftlicher Schaden entstehen würde.
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Geschäftsgeheimnisse in diesem Sinne betreffen den kaufmännischen Teil eines 
Gewerbebetriebes, der nur einem begrenzten Personenkreis bekannt ist und mit Blick 
auf die berechtigten wirtschaftlichen Interessen nach dem Willen des Unternehmers 
geheim gehalten werden sollen. Hierzu zählen Preiskalkulationen, Bezugsquellen, 
Ertragslage, Kreditwürdigkeit, Geschäftsverbindungen, Marktstrategien sowie 
Kundenlisten.

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 17. Mai 2006 - 8 A 1642/05 -, NWVBl. 2006, 292 = juris Rn. 
64; zum bundesrechtlichen Begriff des § 6 Satz 2 IFG Bund: OVG NRW, Urteil vom 19. 
März 2013 - 8 A 1172/11 -, DVBl. 2013, 981= juris Rn. 125 ff.

Erfasst ist davon prinzipiell auch das Bankgeheimnis mit dem oben skizzierten Inhalt als 
Grundlage des Geschäftsmodells „Bank“, das auf der Vertraulichkeit der 
Geschäftsbeziehung zwischen Bankkunde und Bank beruht, mag diese im Einzelfall auch 
öffentlich-rechtlichen Charakter tragen.

Die Beklagte erfüllt aber die zusätzliche Voraussetzung des § 8 Satz 1 IFG NRW nicht, 
dass ihr durch die Übermittlung der Information ein wirtschaftlicher Schaden entstehen 
würde.

Ein wirtschaftlicher Schaden ist anzunehmen, wenn die in Anspruch genommene 
öffentliche Stelle konkret und substantiiert deutlich macht, dass sich ihre 
Wettbewerbssituation durch die Offenbarung des Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses 
nachhaltig verschlechtern wird.

Vgl. Franßen/Seidel, IFG NRW, 2007, § 8 Rn. 878 f.

Diese Voraussetzung ist im konkreten Fall nicht gegeben.

Die Beklagte hat nicht hinreichend substantiiert und es ist auch sonst nicht ersichtlich, 
dass die Offenbarung der in dem noch anhängigen Klageantrag bezeichneten 
Auszahlungszeitpunkte bestimmter Darlehen ihr oder dem Darlehensnehmer einen 
wirtschaftlichen Schaden zufügen würde. Allein der Umstand, dass die Beklagte dem 
Kläger die verlangte - im konkreten Einzelfall sehr eingegrenzte und spezifische - 
Auskunft erteilt, die überdies eine unmittelbare sachliche Beziehung zu der früheren 
Tätigkeit des Klägers als Geschäftsführer der Komplementärgesellschaften der (Förder-)
Darlehensnehmer und als Bürge für diese Darlehen hat, verschlechtert ihre 
Wettbewerbsposition als Bank absehbar nicht. Im Zuge einer zivilrechtlichen 
Inanspruchnahme des Klägers durch die Beklagte aus der übernommenen Bürgschaft 
müsste die Beklagte zu der Auszahlung der Darlehen und zu dem Auszahlungszeitpunkt 
ohnehin vortragen, um einen Anspruch aus §§ 765 ff. BGB gegen den Kläger schlüssig 
zu machen. Deswegen ist auch kein Wertungswiderspruch zwischen der Bejahung eines 
Informationszugangsanspruchs des Klägers und einem Zeugnisverweigerungsrecht aus § 
383 Abs. 1 Nr. 6 ZPO zu erkennen, das im Zusammenhang mit dem Bankgeheimnis 
bestehen kann. Überdies ist in Förderrechtsverhältnissen, die der Umsetzung eines 
vorgeschalteten Zuwendungsbescheids dienen, eine solche Verschlechterung der 
Marktposition der Beklagten nicht denkbar. Dies zieht zusätzlich die Schutzwürdigkeit 
der Angaben über die Auszahlungszeitpunkte in Zweifel.

Soweit man für den wirtschaftlichen Schaden i. S. v. § 8 Satz 1 IFG NRW (auch) auf die 
Darlehensnehmer abstellt, ergibt sich nichts anderes. Es ist gleichfalls nicht ersichtlich, 
dass diesen oder ihren Rechtsnachfolgern aus der Offenlegung der 
Auszahlungszeitpunkte der Darlehen gegenüber dem Kläger ein wirtschaftlicher Schaden 
erwachsen kann. Es ist insbesondere nicht zu ersehen, dass deren Kreditwürdigkeit 
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wegen dieser speziellen Information, die aus einem öffentlich-rechtlichen 
Förderrechtsverhältnis stammt, Schaden nimmt.

2. Im Weiteren steht dem streitgegenständlichen Anspruch des Klägers aus § 4 Abs. 1 
IFG NRW nicht der Ausschlussgrund des § 9 IFG NRW entgegen.

Der Antrag auf Informationszugang ist gemäß § 9 Abs. 1 Hs. 1 IFG NRW abzulehnen, 
soweit durch das Bekanntwerden der Information personenbezogene Daten offenbart 
werden und keine der in § 9 Abs. 1 Hs. 2 IFG NRW aufgezählten Ausnahmen vorliegt.

Der Begriff der personenbezogenen Daten des § 9 Abs. 1 Hs. 1 IFG NRW entspricht dem 
in § 3 Abs. 1 BDSG verwendeten. Diesem zufolge sind personenbezogene Daten 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder 
bestimmbaren natürlichen Person.

Vgl. OVG NRW, Beschlüsse vom 28. April 2015 - 15 A 2342/12 -, und vom 27. Januar 
2010 - 8 A 203/09 -, juris Rn. 9.

Danach ist § 9 Abs. 1 IFG NRW nicht einschlägig, weil die im Streit befindlichen 
Informationen keine natürliche Person und damit keine personenbezogenen Daten 
betreffen. Es ist auch nicht zu erkennen, dass durch die Bekanntgabe der 
Auszahlungszeitpunkte konkrete Rückschlüsse auf die persönlichen Verhältnisse der 
hinter den Gesellschaften stehenden natürlichen Personen möglich werden.

Eine mit Blick auf Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG verfassungskonforme 
Erweiterung des Schutzbereichs des § 9 Abs. 1 IFG NRW auf juristische Personen wie die 
Darlehensnehmer der Beklagten ist nicht geboten. Deren Geschäftsgeheimnisse, denen 
das Bankgeheimnis informationsfreiheitsrechtlich grundsätzlich zugeordnet werden 
kann, werden - wie ausgeführt - grundsätzlich durch § 8 Satz 1 IFG NRW hinreichend 
geschützt.

3. Zuletzt greift der Ausschlussgrund des § 5 Abs. 4 IFG NRW nicht zugunsten der 
Beklagten ein.

Nach dieser Vorschrift kann der Antrag auf Informationszugang abgelehnt werden, wenn 
die Information der Antragstellerin oder dem Antragsteller bereits zur Verfügung gestellt 
worden ist oder wenn sich die Antragstellerin oder der Antragsteller die Information in 
zumutbarer Weise aus allgemein zugänglichen Quellen beschaffen kann.

§ 5 Abs. 4 IFG NRW liegt die Erwägung zugrunde, dass die Beschränkung des 
Informationszugangs sachgerecht ist, wenn der Zugang zu den gewünschten 
Informationen in den in der Norm genannten Fällen im Ergebnis gewährleistet ist.

Vgl. die Begründung des Gesetzentwurfs LT-Drs. 13/1311, S. 12.

§ 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG NRW ist bei teleologischer Betrachtung dahingehend zu verstehen, 
dass es für eine Ablehnung des Informationsbegehrens ausreichen kann, dass der 
Antragsteller tatsächlich - aus welchen Gründen auch immer - über die Information 
verfügt. Sie muss ihm also nicht gerade durch eine öffentliche Stelle zur Verfügung 
gestellt worden sein. Für diese Auslegung spricht der Sinn und Zweck der Regelung, bei 
Wahrung des Informationszugangs unnötigen Aufwand für die öffentlichen Stellen zu 
vermeiden. Insofern ist § 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG bis zur Schwelle der Unverhältnismäßigkeit 
auch Ausdruck einer Obliegenheit des Antragstellers, sich die Kenntnis von einmal 
erlangten Informationen im Rahmen des Möglichen und Zumutbaren im eigenen 
Interesse dauerhaft zu erhalten.

Vgl. Franßen/Seidel, IFG NRW, 2007, § 5 Rn. 650 f.
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Eine allgemeine Pflicht, sich die amtlichen Informationen selbst zu beschaffen, statuiert 
§ 5 Abs. 4 IFG NRW indes nicht. Dies gilt - wie § 5 Abs. 4 Alt. 2 IFG NRW klarstellt - 
allenfalls für die Konstellation, dass sich die Information aus allgemein zugänglichen 
Quellen gewinnen lässt.

Stützt sich die Behörde auf den in ihrem Ermessen stehenden Versagungstatbestand aus 
§ 5 Abs. 4 IFG NRW, muss sie bei ihrer Ermessensausübung konkret und substantiiert 
darlegen, dass dessen Voraussetzungen gegeben sind. Nur unter dieser Bedingung ist es 
bei der - oben angesprochen - gebotenen engen Auslegung der 
informationsfreiheitsrechtlichen Ausnahmetatbestände gerechtfertigt, aus Gründen der 
Vermeidung von Verwaltungsaufwand den (erneuten) Informationszugang abzulehnen.

Vgl. dazu auch OVG NRW, Urteil vom 15. Juni 2011 - 8 A 1150/10 -, DVBl. 2011, 915 = 
juris Rn. 81; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 21. April 2015 - OVG 12 N 88.13 
-, juris Rn. 11; OVG Rh.-Pf., Urteil vom 23. April 2010 - 10 A 10091/10 -, juris Rn. 34 
(jeweils zu § 9 Abs. 3 IFG Bund).

Ausgehend davon kann die Beklagte ihre Ablehnungsentscheidung nicht erfolgreich mit 
dem Verweis auf § 5 Abs. 4 Alt. 1 IFG NRW begründen.

Die Beklagte hat nicht hinreichend substantiiert, dass der Kläger in der Vergangenheit 
entgegen seinem Vortrag Kenntnis von den Zeitpunkten der Darlehensauszahlungen 
hatte. Die Beklagte legt nicht dar, wer konkret dem Kläger diese Informationen wann 
und unter welchen Umständen zur Verfügung gestellt haben soll. Dass der Kläger für die 
Darlehensnehmer mit der WfA bzw. der Beklagten Gespräche über die Abwicklung des 
Förderverhältnisses geführt hat, reicht dafür nicht. Der Kläger hat in seiner 
Berufungserwiderung bestritten, dabei eine federführende Rolle eingenommen zu haben. 
Dagegen, dass der Kläger über die Informationen verfügt, spricht zudem maßgeblich das 
vorliegende Verfahren selbst. Der Kläger würde diese Klage mit ganz überwiegender 
Wahrscheinlichkeit nicht anstrengen und weiterverfolgen, wenn er diese Informationen 
schon hätte.

Da es an der Substantiierung der (vormaligen) Kenntnis des Klägers von den 
Informationen über die Zeitpunkte der Darlehensauskehrungen durch die Beklagte fehlt, 
kommt es nicht darauf an, ob der Kläger diese Informationen womöglich sorgfaltswidrig 
wieder verloren hat.

Selbst wenn dies zu bejahen wäre, hätte die Beklagte, um den Ablehnungsgrund des § 5 
Abs. 4 Alt. 1 IFG NRW auszufüllen, zusätzlich auf Ermessensseite plausibilisieren 
müssen, warum es für sie einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand darstellt, 
dem Kläger die Auszahlungszeitpunkte nochmals mitzuteilen. Dies hat die Beklagte aber 
nicht getan. Vielmehr hat sie in ihrem Ablehnungsbescheid vom 17. Juni 2011 
eingeräumt, dass der Verwaltungsaufwand, der erforderlich ist, um das klägerische 
Begehren zu erfüllen, gering ist.

Da die Zeitpunkte der Darlehensvalutierungen nicht anhand allgemein zugänglicher 
Quellen i. S. d. § 5 Abs. 4 Alt. 2 IFG NRW ermittelbar sind, traf den Kläger schließlich 
keine anspruchsvernichtende Pflicht, sich die Informationen selbst zu beschaffen.

Um zu der vorstehenden Überzeugung zu gelangen, ist die von Beklagtenseite 
schriftsätzlich angeregte Beteiligtenvernehmung des Klägers nach § 96 Abs. 1 Satz 2 
VwGO nicht geboten.

Wie sich § 98 VwGO i. V. m. § 450 Abs. 2 ZPO entnehmen lässt, ist die 
Beteiligtenvernehmung auch im Verwaltungsprozess lediglich nachrangig zulässig. Sie 
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dient als letztes Hilfsmittel zur Aufklärung des Sachverhalts, wenn trotz Ausschöpfen 
aller anderen Beweismittel noch Zweifel verbleiben. Es muss weiterhin eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit für (oder gegen) die unter Beweis gestellte Behauptung des 
Beteiligten bestehen.

Vgl. etwa BVerwG, Beschlüsse vom 12. März 2014 - 5 B 48.13 -, NVwZ-RR 2014, 660 = 
juris Rn. 17, vom 5. Juni 2013 - 5 B 11.13 -, juris Rn. 11, und vom 21. Juni 2007 - 2 B 
28.07 -, juris Rn. 12 f.

Nach diesen Grundsätzen war eine förmliche Beteiligtenvernehmung des Klägers nicht 
angezeigt. Wie ausgeführt, fehlen hinreichende Anhaltspunkte dafür, dass der Kläger 
über die beanspruchten Informationen verfügt oder verfügt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i. V. m. §§ 
708 Nr. 10, 709 Satz 2, 711 ZPO.

Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision nach § 132 Abs. 2 VwGO liegen 
nicht vor. Insbesondere hat die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung gemäß § 
132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO.

Zwar können das Verständnis und die Auslegung der bundesrechtlichen Bestimmungen, 
die bei der Subsumtion unter den landesrechtlichen Begriff der „besonderen 
Rechtsvorschrift“ i. S. v. § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW zugrunde zu legen sind, 
Gegenstand revisionsgerichtlicher Prüfung sein.

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 14. Mai 2012 - 7 B 53.11 -, DVBl. 2012, 970 = juris Rn. 6.

Allerdings kommt der Frage, ob das Bankgeheimnis unter § 4 Abs. 2 Satz 1 IFG NRW zu 
subsumieren ist und eine „Vollsperrung“ des Informationsfreiheitsgesetzes NRW nach 
sich ziehen kann, auch dann keine grundsätzliche Bedeutung zu, wenn man das nicht 
kodifizierte Bankgeheimnis als revisibles Recht begreift. Diese Frage lässt sich auf der 
Basis des Informationsfreiheitsgesetzes NRW und der zugehörigen Gesetzesmaterialen 
sowie der einschlägigen Rechtsprechung ohne Weiteres im oben genannten Sinn 
beantworten, ohne dass ein weitergehender Klärungsbedarf erkennbar wird. Dasselbe 
gilt für die Anwendung und Reichweite von Art. 31 GG und für die Frage der 
Gesetzgebungskompetenz des Landesgesetzgebers für das Informationsfreiheitsgesetz 
NRW in Angelegenheiten, die in einem Sachzusammenhang mit dem Bankgeheimnis und 
öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten stehen.

Vgl. insofern zu § 30 AO: BVerwG, Beschluss vom 14. Mai 2012 - 7 B 53.11 -, DVBl. 
2012, 970 = juris Rn. 7 ff.
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